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Regina Gorner,

Geschdftsfiihrendes Vorstandsmitglied der IG Metall

Vorwort

wSchilerinnen und Schiiler miissen in der Schule Grund-
kenntnisse wirtschaftlichen Handelns lernen!*

Wer wollte dieser Aussage in dieser Allgemeinheit ernst-
haft widersprechen?

Sei es ihre Rolle als Kunde/in, sei es ihre kiinftige Rolle in
Ausbildung und Beruf: Es ist Konsens, dass Schiilerinnen
und Schiiler im Rahmen des schulischen Unterrichts
Grundkenntnisse liber unser Wirtschaftssystem erhalten
mussen.

Brisant wird die Aussage jedoch, wenn man fragt, was der
Gegenstand dieses Unterrichts sein soll. Inhalte und
Methoden 6konomischer Bildung sind hdchst umstritten.
Einzelne gesellschaftliche Gruppen und finanzkraftige

Akteure verfolgen sehr eng gefasste Ziele, fiir die sie politi-
sche Strategien entwickeln und fiir die sie zuhauf Materiali-
en produzieren, die sie den Schulen in der Regel unentgelt-
lich zur Verfigung stellen und fiir die sie Weiterbildungsan-

gebote fiir Lehrer/innen unterbreiten.

Zitat: Oskar Negt, Der Politische Mensch, Demokratie als Lebensform,

Gottingen 2010, S.29

»Betriebswirtschaftlich mag politische Bildung im
verengten Gegenwartshorizont mit keinerlei Wert-
schépfung verbunden sein; das ist kurzfristiges Den-
ken. Auf lange Sicht, in einer ,Okonomie des Ganzen
Hauses’ also einer gesamtgesellschaftlichen Wohl-
Standsékonomie, ist ein gesundes und friedensfdhi-
ges, das heift ein wenig gewaltanfilliges System des
gesellschaftlichen Lebens auch unter Gesichtspunk-
ten der Haushaltseinsparungen das einzig verniinfti-
ge und vertretbare Konsolidierungskonzept.“

So sorgt sich der Bankenverband, um ein herausragendes
Beispiel zu nennen, dass Schiilerinnen und Schiiler ele-
mentare Produkte des Bankgeschaftes nicht kennen, was
ihn veranlasst hat, eine entsprechende Unterrichtshilfe
erstellen zu lassen.

Auch die Initiative ,Neue Soziale Marktwirtschaft* bietet
den Lehrerinnen und Lehrern in grofer Zahl Lehrmateriali-
en an, Materialien, in denen zumeist eine einseitige,
betriebswirtschaftliche, angebotsorientierte und neolibera-
le Deutung wirtschaftlicher Zusammenhange vorherrscht,
in denen die Mitbestimmung von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern nicht selten als Hemmnis fiir wirtschaftliche
Entwicklung gedeutet und Gewerkschaften entweder nicht
vorkommen oder sehr einseitig dargestellt werden.

Parallel zu dieser Strategie, die sich in einer Reihe von
Angeboten zur Verbesserung der Kontakte zwischen ,,Schu-
le und Wirtschaft“, so der Name fiir das gleichnamige Netz-
werk der Arbeitgeber, fortsetzt, haben die Arbeitgeberver-
bande auch die Forderung nach einem eigenstandigen
Fach ,Wirtschaft“ an den allgemeinbildenden Schulen in
die Debatte eingebracht. Sie haben es vermocht, eine
Reihe von Unterstiitzern bis in den politischen Raum zu




gewinnen. lhr grof3er Einfluss auf die Ausgestaltung der
Lehrplédne, der sich beispielhaft etwa an den Lehrplanen
im Fach Politik und Wirtschaft (PoWi) in einzelnen Bundes-
landern nachzeichnen ldsst, ist unverkennbar.

Hinter diesen Aktivitdaten verbirgt sich ein weitreichender
Wandel im Verstandnis schulischer Bildungsprozesse. Der
»Primat des Politischen* verdreht sich zu einem ,,Primat
der Okonomie®. Die Darstellung wirtschaftlicher Zusam-
menhange wird nicht mehr als Teil des Sozialkundeunter-
richts, sondern Sozialkunde als Teil des Wirtschaftsunter-

richts interpretiert. Wirtschaft erscheint dann wie selbstver-

standlich in ihrer privaten, gewinnwirtschaftlich organisier-
ten und von gesellschaftlichen Prozessen weitgehend
abgeldsten Form. Alternativen wie etwa genossenschaftli-
ches Produzieren, die Hinterfragung, ob alle gesellschaftli-
chen Bereiche privatwirtschaftlichen Regeln folgen miissen
— alle diese Themen und Fragestellungen tauchen dann
nicht oder nur noch verkiirzt auf.

Als Leitbild erscheint der deregulierte Neoliberalismus.
Volkswirtschaftliche, soziale, 6kologische Dimensionen
wirtschaftlichen Handelns kommen zu kurz. Das Handeln
der Individuen leitet sich in der Regel aus dem ,,Homo
oeconomicus® ab, jener Kunstfigur, die fiir den
Arbeitskraft -Unternehmer bestimmend wurde und fiir die
»Solidaritat” ein Fremdwort ist.

Es sind vor allem drei Defizite, die die Auseinandersetzung
um 6konomische Bildung an Schulen beherrschen:

1. die Einseitigkeit der Darstellung 6konomischer und
sozialer Zusammenhdnge

2. die daraus folgenden Defizite in der Darstellung 6kono-
mischer Sachverhalte

3. die haufig fehlende Fachkompetenz der Lehrenden, die
sie anfédllig machen fiir die Materialflut und die leicht-
fertige Ubernahme von Informationen und Arbeitshil-
fen.

Unstrittig ist, dass wirtschaftliche und arbeitsweltliche
Zusammenhadnge Gegenstand des schulischen Unterrichts
sein missen. Schiilerinnen und Schiiler miissen gut auf
die Arbeitswelt, auf Ausbildung und Beruf vorbereitet wer-
den. Die Schulen unternehmen inzwischen eine Reihe von
Aktivitaten und die Gewerkschaften unterstiitzen sie dabei.

Es gibt einen Grundkonsens politischer Bildung, der nicht
aufgegeben werden darf und der auch zu einem Mafstab
in der Beurteilung von Unterrichtsmaterialien herangezo-
gen werden kann:

B Unterricht muss schilerorientiert sein,

B er muss verschiedene Positionen und Perspektiven dar-

stellen

B er muss den Schiilerinnen und Schiilern die Méglichkeit
geben und sie befdhigen, ein eigenstandiges Urteil zu

entwickeln.

»Soziookonomische Bildung®, so wie sie sich die Gewerk-
schaften vorstellen, ist zudem interdisziplindar und praxiso-
rientiert. Sie behandelt die 6konomischen, sozialen, ethi-
schen, 6kologischen und technischen Zusammenhénge
von Arbeit und Wirtschaft. Sie bereitet Schiilerinnen und
Schiiler auf eine selbstbewusste und mitgestaltende Rolle
in Berufsausbildung und Arbeitswelt vor

Mit diesen Broschiire leistet die IG Metall einen Beitrag
dazu, dass die Auseinandersetzung um 6konomische Bil-
dung eine groRere Offentlichkeit erfahrt. Sie weist auf
wichtige Defizite hin und unterstiitzt Lehrerinnen und Leh-
rer dabei, eine gute, schiilerorientierte und an der Auspra-
gung des Urteilsvermdgens, und der Entwicklung der Hand-
lungskompetenzen von Schiilerinnen und Schiilern ausge-
richtete Unterrichtspraxis zu realisieren.



I.  Zur Okonomisierung des Bildungswesens

1) Der Riickzug
des Staates aus
dem Bildungs-
wesen

»Der Markt wird es schon richten!“- diese
oder dhnliche Aussagen haben seit ungefahr
Mitte der 8oer Jahre Hochkonjunktur. Durch
solche oder dhnliche AuBerungen soll sug-
geriert werden, dass sich der Staat aus
Wirtschaftsangelegenheiten herauszuhalten
habe. Staatliches Handeln im Sinne des
Neoliberalismus hat sich darauf zu
beschranken, Rahmenbedingungen fiir
Gewinnsteigerungen zu schaffen. Zugleich
dringt die Marktideologie in alle
gesellschaftlichen Bereiche. Aus Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern werden
»Arbeitskraft — Unternehmer®, aus Erwerbs-
losen werden ,,Kunden der Arbeitsagentur*
und im Bildungsbereich soll die Orientierung
an unternehmerischem Handeln immer
starker die Lehrplane der allgemeinbilden-
den Schulen bestimmen.

Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise
scheint diese Uberzeugung in ein neues
Licht zu riicken. Dies zeigt zumindest die
nicht mehr generell vorhandene Ablehnung
von staatlichen Interventionen zur Sicherung
des Bankensystems und zum Erhalt von
Unternehmen, die durch die Auswirkungen
der Bankenkrise in wirtschaftliche Probleme
geraten sind.

Wer aber glaubt, der Neoliberalismus sei tot
und mache einem anderen Wirtschaftsver-
standnis Platz, wie es z. B. noch bis in die
siebziger Jahre in Deutschland

vorherrschend war, hat sich geirrt. Manche

Banken machen heute wieder Gewinne wie

nie: Die Bonuszahlungen steigen wieder ins
Unermessliche.

An der Grundiiberzeugung hat sich wenig
verdndert. Die Intervention war (und ist)
solange willkommen, wie massiv 6ffentliche
Gelder zur Rettung des Bankenbereichs
bereit gestellt wurden (werden). Kosten
lassen sich alle Mal gut ,,sozialisieren®.
Schon bei der Rettung von Unternehmen,
die in dem Strudel der Finanzkrise von Insol-
venz bedroht sind, zeigt sich, wie gering die
Bereitschaft der Banken ist, giinstige Kredite
zu gewdhren. Auch im Bereich der Bildung
lasst sich zeigen, wie massiv der Einfluss
des neoliberalen Denkens ist:

B durch die Okonomisierung der Bildungs-

dienstleistungen,

B durch die Okonomisierung der Bil-

dungsinstitutionen,

B in die einseitige Ausrichtung der poli-
tischen Bildung auf 6konomische Kennt-

nisse.



Okonomisierung der Bildungsdienstleistungen

Zentraler Aspekt ist, dass haufig standardi-
siertes und vergegenstdndliches, auf Ver-
wertbarkeit reduziertes Wissen, verkauft
wird: Dadurch wird ,,Bildung“ zu einer han-
delbaren ,Ware*. Triebkraft ist die Gewinn-
aussicht durch den Handel mit Bildung.

Nach Schatzung des Bankhauses Merrill
Lynch schlummert im Bildungswesen ein
Umsatzpotenzial von 2.200 Milliarden US-
Dollar jéhrlich3. Um aus dem Potenzial reale
Renditen zu erwirtschaften, muss erst ein
Bildungsmarkt geschaffen werden. Ein Weg
hierzu ist, den freien Zugang zu Bildung,
den es zumindest in westlichen Landern
tiberwiegend noch gibt, zu verringern oder
die Qualitat der frei zugdnglichen Bildung zu
verschlechtern, dass fast zwangslaufig auf

Angebote der Privaten zuriickgegriffen wer-
den muss.

Um einen ,,Bildungsmarkt“ zu etablieren, ist
es notwendig, dass Bildung nicht, oder
zumindest nicht ganzlich, von staatlicher
Stelle zur Verfiigung gestellt und bezahlt
werden darf /kann- Bildung muss also
entstaatlicht werden, indem privaten Anbi-
etern mehr Raum eingerdumt wird oder das
Bildungswesen chronisch unterfinanziert
bleibt. Wie sich der Staat zunehmend aus
der Verantwortung fiir das Bildungswesen
herauszieht und privatwirtschaftliche
Akteure diese entstehenden Liicken
schlieen, wird in den folgenden Kapiteln
dieser Broschiire anhand diverser Beispiele
verdeutlicht werden.

Okonomisierung der Bildungsinstitution

Der Paradigmenwechsel von einer input- zu
einer outputorientierten Steuerung des
Schulwesens wird als ein solcher Ansatz
diskutiert. Er hat unter dem Eindruck der
PISA Studien und anderer Schulvergleich-
tests massiv Fahrt aufgenommen. Output
meint schlicht, ,,was hinten rauskommt* und
bezieht sich auf zahl- und messbare Ergeb-
nisse, z.B. die Zahl der Schulabgangerinnen
und -abgédnger (oder Abbrecher). Da auf
Grund der betriebswirtschaftlichen
Denkweise ein Vergleich zu dem investierten
Kapital gezogen werden muss, sind Instru-
mente notig, diesen ,,Output® zu messen,

3 Vgl. GEW Privatisierungsreport Nr. 2

um eine Kosten-Nutzen Rechnung
aufzustellen.

Wichtige, qualitative Aspekte des Bildung-
sprozesses wie beispielsweise Gewissens-
bildung, die Herausbildung selbststandige
Denken oder kritisches Hinterfragen von
Zusammenhdngen kénnen demgegeniiber
nicht gemessen werden.

Ein Bildungsverstandnis, das sich lediglich
entlang der messbaren ,,Output-Faktoren“
definiert, ist mit der gewerkschaftlichen
Konzeption einer umfassenden Bildung nicht
vereinbar. Fiir die Gewerkschaften bilden

Unter ,,Okonomi-
sierung der Bildungs-
dienstleistungen* ver-
steht man den Handel
mit Bildungsdien-
stleistungen zum
Zwecke der Gewinn-
erzielung.

Hierunter ist die
Umstellung der
Fiihrung von Bil-
dungsinstitutionen
nach betriebs-
wirtschaftlichen
Grundsdtzen und die
Initiierung eines
okonomischen Wett-
bewerbs zwischen ver-
schiedenen Bil-
dungsanbietern zu
verstehen.



In der politischen Bil-
dung gewinnt die Ver-
mittlung von dkono-
mischen Kenntnissen
an Bedeutung.

Unbestritten ist die Beu-

tung von Bildung und Qua-

lifizierung fiir den sozialen
Zusammenhalt einer
Gesellschaft, die Beschaf-
tigungssicherung und den
Wirtschaftsstandort.

Ausrichtung der politischen Bildung auf 6konomische Kenntnisse

Input-, Output- und Prozessqualitat eine Ein-
heit.

Schiilerinnen und Schiiler sollen lernen, sich
als Kunden zu verhalten und sie sollen Ver-
standnisse fiir die Abldaufe in der Wirtschaft
gewinnen. Problematisch ist erstens, dass
sich soziale Zusammenhange dem Wirt-
schaftlichen unterordnen sollen, zweitens
die Einseitigkeit der Darstellung wirtschaftli-
cher Prozesse, die 6konomische Kenntnisse
auf Betriebswirtschaft verengt und Schiiler-
innen und Schiiler vorrangig als Kunden
definiert, sie an unternehmerisches Handeln
heranfiihrt und drittens die Folgen sozialer
und 6konomischer Prozesse individualisiert

und die Kehrseiten dieser Ansdtze ausge-
blendet. ,,Jeder ist seines Gliickes Schmied.“

Entscheidende ,,Motoren“ fiir diese Durch-
dringung der Schulen sind privatwirtschaft-
liche Akteure oder mit ihnen verbundene
Institutionen und Verbdnde. Sie beméangeln,
dass Schiilerinnen und Schiiler zu wenige
Kenntnisse {iber wirtschaftliche Zusammen-
hange haben. Daher pladieren sie dafiir, die
Anteile wirtschaftlicher Unterrichtseinheiten
in den bestehenden Fachern zu erweitern
oder ein eigenstandiges Fach ,Wirtschaft*
an allgemeinbildenden Schulen zu etablie-
ren. 4

,»,Die Bildungsrepublik Deutschland“

In ihrer Festrede zum 60. Geburtstag der
sozialen Marktwirtschaft verkiindete Bun-
deskanzlerin Angela Merkel den Aufbau
einer ,,Bildungsrepublik Deutschland“. Hier-
durch wollte sie die Bedeutung von Bildung
fiir die deutsche Wirtschaft und fiir die indi-
viduelle Aufstiegsmdglichkeit eines jeden
Individuums untermauern.

Ein wesentlicher Meilenstein hin zu einer
,»Bildungsrepublik“ sollte der 2009 durchge-
fiihrte und 2010 erneuerte ,,Bildungsgipfel“
der Bundesregierung unter Beteiligung aller
Ministerprdsidenten sein. Die Lander ver-
pflichten sich gemeinsam mit dem Bund
dazu, den Anteil der 6ffentlichen Bildungs-

ausgaben von 6,2 Prozent am BIP auf 7 Pro-
zent im Jahr 2015 zu erhdhen.

Schon damals war die Kritik der Gewerk-
schaften grof3, weil sie nicht sahen, wie die
Versprechungen umgesetzt werden sollten.
Sie haben diese Versprechungen als reine
Ankiindigungspolitik kritisiert. Auch heute
ist die Politik weit davon entfernt, die Ver-
sprechungen in die Tat umzusetzen. Mit har-
ten Worten hat der DGB auf den neuerlichen
Versuch der Bundesregierung reagiert, sich
mit dem Bildungsthema ins rechte Licht set-
zen zu wollen. Das Scheitern des Bildungs-
gipfels mache ,,eine Neuordnung des Bil-
dungsfoderalismus* notwendig; das Koope-
rationsverbot zwischen Bund und Landern

4 Hervorragend dargestellt sind die verschiedenen fachwissenschaftlichen und politischen Dimensionen der schul-

politischen Umsetzung in einem Fach Politik/Wirtschaft in: Carina Mitschke, ,,Inhaltliche und didaktische Konzep-

tionen der Initiative Neue Soziale Martkwirtschaft (INSM) - Eine kritische Analyse von Unterrichtsmaterialien fiir

das Fach Politik und Wirtschaft", unversffentlichtes Manuskript



miisse aufgehoben werden und angesichts
der sog. Schuldenbremse miisse der Bund
starker als bisher in Bildung investieren.

Bereits im Zuge der Veréffentlichung des
OECD-Berichts ,,Bildung auf einen Blick
2009“ kritisierte Ulrich Thone, der Vorsitzen-
de der GEW, dass ,,zum wiederholten Mal
der Bericht den deutschen Politikern vor-
rechnet, dass sie viel zu wenig Geld in den
Bildungsbereich investieren: An internatio-
nalen MaBstdaben gemessen miissten in
Deutschland Jahr fiir Jahr mindestens 30 bis
40 Milliarden Euro mehr fiir die Bildung aus-
gegeben werden.“

Unterfinanzierung als Einfallstor fiir eine andere Bildungspolitik

Welchen Stellenwert die arbeitgebernahen
Vertreter dem Staat bei der Finanzierung des
Bildungswesens beimessen, verdeutlicht ein
Zitat von Reinhard Mohn, dem ehemaligen
Vorstandsvorsitzenden der Bertelsmann AG
und Griinder der Bertelsmann-Stiftung:

»ES ist ein Segen, daBB uns das Geld aus-
geht. Anders kriegen wir das notwendige
Umdenken nicht in Gang.“®

Nach wie vor liegen die 6ffentlichen und pri-
vaten Bildungsausgaben Deutschlands im
internationalen Vergleich unter dem Durch-
schnitt vergleichbarer Industriestaaten. Die
angekiindigte Steigerung auf 7 Prozent des
BIP fiir die Bildungsfinanzierung wiirde
zudem in etwa lediglich eine Wiederherstel-
lung des Niveaus von 1995 bedeuten- der
grof3e Wurf, im Sinne einer von den Gewerk-
schaften geforderten Bildungsoffensive ist
das nicht!

Das Zusammenspiel
eines unterfinanzier-
ten Bildungssystems
bei gleichzeitiger

Die Finanzknappheit der 6ffentlichen Haus-  Betonung der Wichtig-

halte wird ganz unverhohlen als Argument keit der ,,Ressource

fuir die Beteiligung von Geld- und Ideenge- Bildung* fiir die Bun-

bern aus der Wirtschaft ausgenutzt. Dass ]

diese Finanzknappheit durch eine verfehlte desrepublik Deutsch-

Steuerpolitik und durch die Rettung des land erdffnete privat-

Bankensektors entstanden ist, wird haufig ~ wirtschaftlichen

nicht erwihnt. Akteuren im Bildungs-
bereich grofie Hand-
lungs- sowie lukrative
Geschdftsfelder.

5 Der Stern: ”Ein Segen, daf uns das Geld ausgeht”: Interview mit Reinhard Mohn, Ausgabe: 27/96






1. 2 Tatigkeitsfelder der Wirtschaft im Bildungswesen

Public Private Partnership (PPP)

Unter Public Private Part-
nership (PPP), auch
Offentlich-Private Partner-
schaft, OPP genannt, ver-
steht man die Mobil-
isierung privaten Kapitals
zur Erfiillung staatlicher
Aufgaben. Mit dieser
Inanspruchnahme privater
Finanzmittel geht in vielen
Fallen eine Teilprivati-
sierung offentlicher Auf-
gaben einher. Eine Folge

der Inanspruchnahme von
PPP ist, dass man zuldsst,
dass sich private
Unternehmen die Seg-
mente heraussuchen, die
fur sie lukrativ sind,
wdhrend dem Staat die
Bereiche obliegen, an
denen private Unter-
nehmen kein Interesse
haben.

»Ohne die Korrektur der Verteilungssituation und die radi-
kale Neuausrichtung der Wirtschaftspolitik werden die
Mechanismen des Finanzmarktkapitalismus auch nach der
Krise wirken. Da die bisherige Entwicklung allerdings
wenig Anlass zur Hoffnung auf die notwendigen Verdnde-
rungen gibt, ist ein Szenario wahrscheinlich, in dem weite-
re Bereiche der dffentlichen Daseinsvorsorge fiir Mdrkte
gedffnet werden und somit eine neue Privatisierungsrunde
eingeldutet wird. Das betrifft in Deutschland insbesondere
den Bildungssektor, der aufgrund seiner Gréf3e und bishe-
rigen staatlichen Regulierung einen potentiellen Wachs-

tumsmarkt fiir anlagesuchendes Kapital darstellt.“ 6

6 Ptak, Ralf: Bildung als Produktionsfaktor: Die schleichende Transformation des Bildungssystems. In: Kritische politische Bildung. Ein Handbuch. Hrsg.

v. Losch/Thimmel, 2010, Schwalbach/Ts., S. 106:



Hierzu merkt der Polijtik-
wissenschaftler
Prof. Holtmann an:

»Je intensiver der Staat
mit auBenstehenden Bera-
tern zusammenarbeitet,
desto undurchsichtiger
wird der Prozess der poli-
tischen Willensbildung.“®

Nach Colin Crouch fiihrt eine solche Form
der offentlichen Versorgung dazu, dass die
Leistungen schrumpfen und die Qualitat
sinkt, da sie nur noch fiir finanziell Armere
und Gruppen ohne politische Lobby
wahrgenommen werden. 7

Diese Entwicklung ist nicht alleine aus der
Not geboren- vielmehr ist sie politisch
gewollt. So sind steuerliche Entlastungen
von Unternehmen, die letztendlich auch zu
Lasten der Kommunen gehen, ein
wesentlicher Grund dafiir, weshalb auf kom-
munaler Ebene zur Erfiillung von staatlichen
Aufgaben auf private Finanziers zuriickge-
griffen wird. Gesetzliche Rahmenbedingun-
gen fiir die Initiierung von PPP-Projekten
setzt das OPP-Beschleunigungsgesetz 8
aus dem Jahr 2005, das dazu beitragen
sollte, den Anteil an PPPs an 6ffentlichen
Investitionen zu erhéhen.

Unter dem Gesichtspunkt demokratischer
Prozesse ist die Entstehung dieses Gesetzes
auch deswegen kritisch zu betrachten, da an
der unmittelbaren Formulierung des Textes
im Auftrag des zustdandigen Ministeriums
verschiedenen Anwaltsfirmen beteiligt
waren. Die Initiierung von PPP-Projekten
erscheint als lohnenswerter Geschéftsbere-
ich fiir international agierende Anwaltskan-

zleien.

7 Vgl. Colin Crouch, Postdemokratie, S. 114

8 Bundestagsdrucksache 15/5859

9 GEW- Report Nr. 3, 2007, S.43f

10 http://www.staedtetag.de/10/presseecke/pressedienst/artikel/2003/09/19/00140/

Selbstverstdndlich investieren die privaten
Unternehmen nicht ohne Gegenleistung in
offentliche Infrastruktur- vielmehr muss der
Staat, im Endeffekt also die Biirgerinnen
und Biirger, ein monatliches, vertraglich
festgelegtes ,,Nutzungsentgelt“ zahlen.

Ein Bereich, in dem Unternehmen neue Prof-
itchancen durch PPP-Projekte entdecken, ist
das Bildungswesen.

So gibt es in der rheinischen Stadt Monheim
seit 2004 das bundesweit erste PPP-Projekt
im Schulsektor. Das britische Dienstleis-
tungsunternehmen ,,Serco-Group* ist seit-
dem fiir die Bauunterhaltung und den
Betrieb aller Schulgebdude in Monheim
zustandig.

Der deutsche Stadtetag widerspricht den
»gelegentlich aufkommenden Tendenzen,
die Moglichkeiten von PPP-Modellen ideolo-
gisch bedingt zu {iberschatzen.* Weiter for-
muliert der Stadtetag: ,,inshesondere diirfen
»Public-Private-Partnership"-Modelle auf
keinen Fall als Mittel zur Losung der kommu-

nalen Finanzkrise angesehen werden.* 10



Sponsoring und Werbung

Ein weiteres Beispiel fiir die starker wer-
dende Prasenz privatwirtschaftlicher Akteure
im Bildungswesen sind die Sponsoring- und
Werbeaktivitaten. So geraten Schulen in
Zeiten klammer o6ffentlicher Kassen
zunehmend in den Sog privatwirtschaftlicher
Abhangigkeiten, wenn sie ihr Angebot
attraktiv gestalten oder einfach nur aufrecht
erhalten wollen.

Einige Beispiele 11 dieser ,,attraktiven
Angebote privater Unternehmen:

B |m Kreis Wesel am Niederrhein
engagierte sich die Verbands-Sparkasse
Wesel. Alljahrlich verteilte sie 50.000
Heimatkundebiicher kostenlos fiir den
Grundschulunterricht. Auf Seite 78 des
Buches werden die Kinder zundchst
aufgefordert: ,,Uberleg, was das Logo der
Sparkasse bedeutet.“ Es folgt die Frage:
»Warum bringst du dein Geld zur
Sparkasse?* Auf dem Buchriicken ist
schlie3lich ein Foto abgedruckt:
Schiiler/Innen stehen vor der
Sparkassenfiliale- mit dem Sparbuch in

der Hand.

B 2.500 Euro fiir Lehrmittel kassierte eine
Schule, wenn sie den Sieger der jahrlich
stattfindenden ,,Scrabble-Schulmeister-
schaft” stellte. Unterstiitzt wurde der
Wettbewerb von den Unternehmen
Mattel, das ,,Scrabble* in Deutschland
vertreibt, und Bahlsen, dem Keks-Her-
steller aus Hannover. Auf der Internet-
seite ,scrabble.de* stehen kostenlose
Unterrichtsmaterialien zum Download
bereit — ein Lehrerbegleitheft ,,Scrabble
im Unterricht“ sowie die Bahlsen-
Broschiire ,,Spielerisch lernen mit ABC
Russisch Brot“. Geht es nach Bahlsen,
sind die gezuckerten Ess-Buchstaben
geradezu pradestiniert fiir den Einsatz im

Unterricht.

B Die Allianz-Versicherungsgruppe ver-
schaffte sich 2005 {iber den vom
Unternehmen organisierten ,,Berufschan-
cen-Test* exklusiven Zugang zu 1.100
Schulklassen. Die im Zuge dieses ,, Tests“

ermittelten Adressen der Teilnehmer

nutzte die Allianz, um bedarfsgerecht
schriftlich iiber Finanzdienstleistungen

zu informieren- so stand es zumindest in

den Teilnahmebedingungen.

11 Diese Beispiele sind dem Privatisierungsreport Nr. 1 der GEW aus dem Jahr 2006 entnommen
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Einer der Hauptgriinde fiir die Aktivitdten
von Unternehmen im Sponsoring- und Wer-
bebereich ist die Tatsache, dass sie
Schiiler/Innen als finanzstarke Kadufer-
schicht entdeckt haben. Wo sonst gibt es
einen so lukrativen, scheinbar ungehin-
derten Zugang der Werbestrategen auf rund
zwolf Millionen potenzieller Kunden/Innen,
die liber ein Taschengeld von jahrlich ca.
neun Milliarden Euro verfiigen und iiber die
Verwendung elterlicher Ausgaben in Hohe

von rund 55 Milliarden Euro mitbestimmen?
12

Eine Folge der Investitionen der Privat-
wirtschaft in Schulen ist, dass die ohnehin
vorhandene ungleiche Verteilung privater
Gelder zwischen den Schulen, sich weiterhin
vergrofiert. Christoph Zeuch, Geschafts-
fithrer der ,,youngkombi GmbH®, bringt es
auf den Punkt, wenn er sagt: ,,Gymnasiasten
seien als Bildungselite fiir manche Produkte
interessanter als Hauptschiiler”. Anders
ausgedriickt erscheint die ,,Investition* in
die Schule eines ,,Problemstadtteils*
weniger gewinn- bzw. erfolgsversprechend
als die werbewirksame Unterstiitzung einer
Eliteschule!

Allerdings wird es nicht reichen, zu sagen:
,Private Unternehmen raus aus der Schule“,
da die Schulen, Lehrkrdfte oder Eltern eine
solche Forderung nicht verstehen wiirden.
Wer hat etwas dagegen, wenn Klassenrdume

mit neuen PCs ausgestattet oder Lehrerin-
nen und Lehrer an Computern fortgebildet
werden? Die entscheidende Frage muss aber
lauten: Wo liegt die Grenze? Sind Werbe-
plakaten in der Schule in Ordnung? Ist die
Nutzung von Unterrichtsmaterialien nicht
eine legitime Hilfestellung fiir Lehrerinnen
und Lehrer?

So mag es sein, dass die Aktivitaten von pri-
vaten Anbietern per se nicht schlecht sind-
es gibt jedenfalls auch positive Beispiele fiir
unverfangliche, produktive und sozial aus-
geglichene Kooperationen. Im héchsten
Mafle bedenklich wird es aber unter
anderem dann, wenn

B erstens Schulen in eine finanzielle
Abhangigkeit privater Unternehmen ge-

raten,

B zweitens der schulische Bildungsauftrag
einseitig durch privatwirtschaftliche

Interessen vereinnahmt wird,

B drittens Kommerz und Werbung Einzug in

die Schule erhalten,

B viertens die Kooperationen mit anderen
gesellschaftlichen Gruppen vernachlas-

sigt in den Hintergrund treten und

B fiinftens die eingesetzten Unterrichtsma-

terialien dazu dienen, neue Kaufer-



schichten zu erschlieBen. (Vgl. dazu den
in der Anlage wiedergegebenen Beitrag

von Marianne Demmer zu Schiilerfirmen)

sechstens die eigentlichen Ziele der
unterschiedlichen Unterrichtsfacher / von
Bildung im Allgemeinen zugunsten von
Unternehmensinteressen ausgehohlt

werden.




1.3 Vom Neben- zum Hauptdarsteller - die Rolle der

Unternehmen und ihrer Verbédnde in der Schulpolitik

Die deutsche Wirtschaft hat das Jahr 2009
zum ,,Jahr der 6konomischen Bildung* aus-
gerufen. Marion Hiichtermann, Geschafts-
fuhrerin der ,,Bundesarbeitsgemeinschaft
Schule/Wirtschaft“ sagte hierzu dem Han-
delsblatt:

»Mit dem Jahr der 6konomischen Bildung
wollen wir das Thema noch stérker als bis-
her férdern und Lehrer unterstiitzen, ihren
Wirtschaftsunterricht aktuell und spannend
zu gestalten.“ 13

Bei der ,,Bundesarbeitsgemeinschaft
Schule/Wirtschaft“ handelt es sich um eine
Organisation, die von der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbande
(BDA) und dem arbeitgebernahen ,,Institut
der deutschen Wirtschaft® (IW) getragen
wird. Unter ihrem Dach wird die Arbeit von
15 Landesarbeitsgemeinschaften und 450
regionalen Arbeitskreisen koordiniert. Nach
eigener Darstellung, kommen bundesweit
rund 22.000 Vertreter von Schulen und Fir-
men in diesen Arbeitskreisen zusammen.
Ferner werden pro Jahr Veranstaltungen,
Praktika und Fortbildungen fiir mehr als
190.000 Teilnehmer/innen angeboten. Wei-
tere Aktivitaten sind Partnerschaften, Pro-
jekte, Expertengesprache und Bewer-
bungstrainings.

So ist es den Arbeitgebern und ihren Ver-
banden gelungen, einen exklusiven Zugang
zu Schulen zu bekommen.

Neben der ErschlieBung neuer Geschéfts-
felder gibt es ein weiteres, grofieres Inter-
esse: Die direkte und indirekte Beeinflus-
sung der Vermittlung wirtschaftlicher
Zusammenhdnge im Schulunterricht.

Diese erfolgt nach den Vorstellungen der
Wirtschaftsakteure im Sinne einer mark-
tradikalen Ideologie und zielt darauf ab, die
herrschende kapitalistisch organisierte und
am Neoliberalismus ausgerichtete
Wirtschaftsordnung zu legitimieren. Diese
Legitimation erscheint ihnen notwendig, da
kapitalistisch-marktwirtschaftliche Systeme
in der Offentlichkeit vermehrt fiir
Phanomene wie z. B. Globalisierung, Arbeit-
slosigkeit oder Managergier verantwortlich
gemacht werden.

13 Handelsblatt Artikel: http://www.handelsblatt.com/unternehmen/karriere/wirtschaft-startet-bildungsoffensive;2146048



Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM)

Im Jahr 2000 entstand auf Anregung der Arbeitgeberverbande aus der Metall- und Elektroindustrie die ,,/nitia-
tive Neue Soziale Marktwirtschaft“, Sie versteht sich selber als ,,kommunikativen Think Tank fiir die Soziale
Marktwirtschaft und die Stimme der 6konomischen Vernunft in der Reformdebatte. “

Der Jahresetat der INSM belauft sich auf jahrlich ca. 8 Millionen Euro, maBgeblich finanziert von den Arbeitge-
berverbdanden der Metall- und Elektroindustrie. Wissenschaftlicher Wegbegleiter ist das Institut der deutschen
Wirtschaft Koln.

Seit der Griindung ist es ihr Auftrag, fiir einen Wandel des gesellschaftlichen Klimas zu sorgen- hin zu einer
grofleren Einsicht in der Bevolkerung zu scheinbar notwendigen Reformen nach neoliberalem Strickmuster
(,Reforminitiative®). Es ist somit nicht weiter verwunderlich, dass die INSM einer der groBten Akteure bei der
Bereitstellung von Unterrichtsmaterialien ist.

Die Bertelsmann-Stiftung

Die gemeinniitzige Stiftung mit Sitz in Giitersloh zahlt zu den finanzstadrksten Deutschlands. Im Jahr 2008
besaf3 sie ein Vermdgen von fast 620 Millionen Euro. 14 Nach eigener Darstellung ist das Ziel der Stiftung, eine
»moglichst grofe und nachhaltige gesellschaftliche Wirkung unserer Arbeit.“ Weiter heifdt es:

,»Wir konzentrieren uns in unserer Arbeit auf die Bereiche, in denen wir durch unsere Projekterfahrung beson-
ders hohe Kompetenz erworben haben: bessere Bildung, eine gerechtere und effiziente Wirtschaftsordnung,
ein vorsorgendes Gesundheitswesen, eine lebendige Biirgergesellschaft und wachsende internationale Ver-
standigung.” 15

Die Stiftung ist parteipolitisch unabhdngig und versteht sich als ungebundene Reformkraft, die Blockaden
aufheben will, die der Zukunftsentwicklung im Wege stehen, um somit die gesellschaftliche Entwicklung
voranzubringen.

Experten sind sich dahingehend einig, dass keine andere Stiftung Deutschlands einen so grofien Einfluss auf
die Bildungspolitik hat. 16

14 http://www.stiftungen.org/files/original/galerie_vom_05.12.2005_10.33.06/GroessteStiftungen_20090506_PRechtsVglJahr2008.pdf
15 http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xchg/SID-E238368C-281C030F/bst/hs.xsl/2086.htm
16 GEW- Report Nr. 2, 2006, S. 11



Die Bertelsmann-Stiftung fordert die 6konomische Bildung an Schulen und bietet hierfiir ein internet-
basiertes Weiterbildungsprogramm fiir Lehrerinnen und Lehrer an.

Die Erstfinanzierung des Projektes von 2001 bis 2004 erfolgte durch die Heinz Nixdorf Stiftung, die Ludwig-
Erhard-Stiftung, dem Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur Niedersachsen, dem Ministerium fiir Kultus,
Jugend und Sport Baden-Wiirttemberg, der EWE AG Oldenburg, der Stiftung der Deutschen Wirtschaft und
der Bertelsmann-Stiftung.

Weitergefiihrt wird das Projekt vom Institut fiir konomische Bildung der Universitit Oldenburg (I0B).

Das Institut fiir 6konomische

Bildung (I0B)

Das 0B zeigt sich maBgeblich fiir die Konzeption der Unterrichtsmaterialien der marktliberalen Seite ver-
antwortlich. Das Institut forscht, entwickelt, qualifiziert, produziert und berat rund um die 6konomische Bil-
dung. Dieses Institut ist wesentlicher wissenschaftlicher Begleiter fiir die Erstellung diverser Unterrichtsma-
terialien.

Einige Ziele des 10B kénnen aus der Praambel des Kooperationsvertrages zwischen der Universitdt Olden-
burg und dem I0B entnommen werden. So heift es:

,»Die Griindung und Errichtung der I0B GmbH ist erfolgt, um anwendungsnahe Forschung und Entwick-
lung durchfiihren zu kénnen und die 6konomische Bildung in allen Schulformen und Schulstufen des
allgemein bildenden Schulwesens in der Bundesrepublik Deutschland sowie im Ausland (...), zu férdern.
Die universitédre Lehrerausbildung sowie Fort- und WeiterbildungsmaBnahmen von Lehrkréften im Bere-
ich der konomischen Bildung sollen regional, national und international weiter entwickelt werden." 17

Um die erkldrten Ziele einer starkeren Verankerung 6konomischer Bildung in den allgemeinbildenden
Schulen zu erreichen, kooperiert das Institut mit einer Reihe von Partnern. Unter anderem bestehen Kooper-
ationen mit dem Arbeitgeberverband Oldenburg, dem Bundesverband deutscher Banken, der Bertelsmann-
Stiftung, Landesregierungen oder dem Handelsblatt.

17 http://www.ioeb.de/index.php?id=28



Il. Positionen der Arbeitgeber zur

O0konomischen Bildung

Die Konfliktlinie lduft entlang zweier
Sachverhalte, die nicht voneinander ge-
trennt betrachtet werden kdnnen: Die Bereit-
stellung von Unterrichtsmaterialien und der
Konflikt um die Auseinandersetzung um ein
eigenstandiges Fach ,,Wirtschaft“, das laut
einer Umfrage des ,,Institut fiir Demoskopie
Allensbach®, von 61 Prozent der Bevilkerung
gefordert wird. 18

2.1

(Bildungsagenda Schule)

Im Jahr 2008 verdffentlichte die Bundesver-
einigung Deutscher Arbeitgeber (BDA)
gemeinsam mit dem Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) eine Resolution
fiir eine bessere 6konomische Bildung unter
dem Titel: ,,Bildungsagenda Schule*. 19

In der Vorbemerkung dieser Schrift wird
moniert, dass die Vermittlung einer
umfassenden 6konomischen Bildung noch
nicht greifbar ist. Es wird bemangelt, dass
wirtschaftliche Zusammenhéange nicht wie
gefordert in einem eigenstdandigen Fach
»Wirtschaft* unterrichtet werden, sondern

Die Position der wirtschaftsliberalen Akteure
zur Frage des eigenstandigen Schulfaches
»Wirtschaft“ und zur engen Kooperation
zwischen ,,Schule und Wirtschaft” wird
exemplarisch am so genannten ,,Sechs-
Punkte-Programm* von BDA und BDI und an
seiner Verankerung in den Parlamenten,

sichtbar.

Das ,,Sechs Punkte Programm* von BDA und BDI

vielmehr in Form von Facherverbiinden.
Ferner wird beanstandet, dass in den Schul-
biichern ,,die Bedeutung des Unternehmer-
tums fiir die wirtschaftliche Entwicklung
weder hinreichend noch sachgemaf
dargestellt wird.“ Gefordert wird dariiber
hinaus, dass junge Menschen
wirtschaftliche Grundkenntnisse benétigen,
um miindige Staatsbiirger sein zu kénnen.
Um die skizzierten Mangel zu beseitigen,
schlagt die Bildungsagenda von BDA und
BDI sechs Schritte vor:

18 Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom 06.09.2009

19 http://www.bda-online.de/www/arbeitgeber.nsf/res/558A537867EC4DF6C12574EF0053F58F/ $file/BDA_BDI_Resolution_Oekonomische_Bildung.pdf



1.

Das Fach Wirtschaft
muss ,,ein eigenstdn-
diges Unterrichtsfach
an allgemeinbilden-
den Schulen sein.“

2.

Die Einfiihrung natio-
naler Standards, ,,mit
den die zu erreichen-

den Kompetenzen for-
muliert und vorgege-

ben werden.“

3.

Um die Grundlage fiir
eine hochwertige Wis-
sensvermittlung 6ko-
nomischer Sachver-
halte zu legen, ist es
notwendig, die Aus-
und Weiterbildung
von Fachlehrern zu
stdrken.

“ Ihrer Auffassung nach kann ,erst ein Fach
Wirtschaft einen deutlichen Qualitatssprung
in der Vermittlung 6konomischen Wissens

und Kénnens schaffen.“ Fiir sie kann die Ver-

mittlung wirtschaftlicher Zusammenhange in
Fachverbiinden nur eine Zwischenlésung
sein, wobei ,,der Anteil der 6konomischen
Bildung verbindlich sowie mit einem

“ Die Bundesldnder sollen sich in ihren Cur-
ricula an diesen Standards orientieren und
im Rahmen der Evaluation tiberpriifen. Die
Orientierung am Output von Lernprozessen
steht hier im Fokus. Anhand der Evaluatio-
nen ldsst sich eine Vergleichbarkeit der Bun-
deslander bis hin zu einzelnen Schulen oder
gar Klassen herstellen. Die beférdert nicht

Auch hierfiir ist nach Auffassung von
BDA/BDI ,,die Entwicklung bundesweiter
Standards durch die Kultusministerkon-
ferenz und deren Umsetzung in den Landern
und ihren Hochschulen von fundamentaler
Bedeutung.“ Hierbei ist die Weiterbildung
und Fortbildung von Lehrerinnen und Lehrer
zum Themenschwerpunkt Okonomie ist
ohne Zweifel notwendig. Die Frage ist
jedoch, wer solche Fortbildungen anbietet
und aus welchem Grund. Es besteht die

angemessenen und klar erkennbaren Zeit-
budget definiert“ sein muss. Solange die
Zwischenlosung gilt, sollen die politische
und die 6konomische Bildung innerhalb
eines Faches in einem additiven Verhdltnis
zueinander stehen. Eine Verschrankung
dieser Themenfelder ist nicht erwiinscht.

nur die Vergleichbarkeit, sondern auch den
Konkurrenzdruck.

Gefahr der Beeinflussung durch einseitige
Fortbildungsangebote aus der (Finanz-)
Wirtschaft (siehe Bankenverband).



“Um der Lehr-Lern-Forschung der
Wirtschaftsdidaktik einen hoheren Stellen-
wert innerhalb der ,,scientific community“
einen hoheren Stellenwert zu verschaffen,
muss diese ,,von der Forschungsférderung
aktiv unterstiitzt werden.* Ein Studium fiir
ein Fach der sozio6konomischen Bildung,
wie von den Gewerkschaften gefordert, kann
und darf nicht nur in den Wirtschaftswis-
senschaften oder nicht nur in der Politikwis-

“ Nach BDA/BDI muss sich dieses dndern:
,Die Schulbiicher miissen um ausgewogene
und realistische Darstellungen von
Unternehmensabldaufen und unter-
nehmerischer Wertschopfung erganzt wer-
den.“ So sollen die Schulbiicher die ,,Per-
spektive und Verantwortung von
Unternehmern im Wirtschafts- Arbeit-
sprozess, ihre Bedeutung fiir die Beschfti-

senschaft stattfinden. Schon in der Ausbil-
dung muss daher eine Verzahnung stattfind-
en, im besten Fall werden von beiden Fach-
bereichen gemeinsam organisierte Ver-
anstaltungen angeboten. Um dies zu erre-
ichen, miisste ein einhelliges Verstandnis
von politischer bzw. 6konomischer Bildung
an allgemeinbildenden Schulen an den Uni-

versitaten vorherrschen.

gungsentwicklung und ihr Beitrag zum Allge-
meinwohl“ starker thematisieren. Hierdurch
soll ,,Mut zum Unternehmertum* gemacht
werden. Ihr Appell ist sowohl an die Schul-
buchverlage als auch an die fiir die Zulas-
sung von Schulbiichern verantwortlichen
Behdrden gerichtet.

4.

Um zukiinftige Lehre-
rinnen und Lehrer auf
das Unterrichtsfach
»Wirtschaft® vorzube-
reiten, ist,,in For-
schung und Lehre die
Didaktik der Wirt-
schaftswissenschaften
zu stirken und an
Kapazitdten auszu-
bauen.

5.

Die Betonung der
Schliisselrolle von
Schulbiichern und
Unterrichtsmateriali-
en- es wird auf Studi-
en verwiesen die zei-
gen, ,,dass Wirt-
schaftsthemen iiber-
wiegend aus der Sicht
des —kiinftigen-
Arbeitnehmers im
Betrieb dargestellt
werden.



6.

,Der Unterricht im
Fach ,,Wirtschaft“ soll
kind- und jugendge-
recht sein, an den
Erfahrungen und
Interessen der Schiiler
ankniipfen und das
komplexe Thema
exemplarisch und
anschaulich
darstellen.“

20 peutscher Bundestag, 16. Wahlperiode, Bundesdrucksache 16/9946 vom 09.07.2008, S. 1f

21 Epd.

Insbesondere soll dies durch eine ,,enge
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft,
Unternehmen, Verbdnden, Bildungswerken
und Stiftungen“ erreicht werden. Das
Engagement im Rahmen der Arbeitsgemein-
schaft Schule/Wirtschaft ist ,,fiir die 6ko-
nomische Bildung unverzichtbar und weiter
auszubauen.” Eine Kooperation zwischen
Schule und Betrieb darf von den Betrieben
nicht als Mittel zur perfekten Zuschneidung
zukiinftiger Arbeitnehmerlnnen missbraucht
werden. Auch die Gewerkschaften diirfen im

2.2
parlamentarischen Gremien

Es ist kein Zufall, dass die FDP-Bundestags-
fraktion parallel zu den Forderungen der
Arbeitgeber eine sog. ,,Kleine Anfrage“ an
die Bundesregierung zu den ,,Defiziten
okonomischer Bildung an allgemeinbilden-
den Schulen* gerichtet hat.

In der Vorbemerkung der Antragssteller
heifdt es:

,»Die Darstellung und Auseinandersetzung
mit Fragen der Okonomie ist teilweise durch
antikapitalistische Rhetorik, ideologisierte
Parteipolitik und einen unverfrorenen Anti-
Kapitalismus gekennzeichnet*, 20

Rahmen einer solchen Kooperation nicht
ausgeschlossen werden, sondern sollten
fester Bestandteil sein, um den Schiilerin-
nen und Schiilern ein ausgewogenes Bild
von Unternehmen prdsentieren zu kénnen,
das nicht frei von Widerspriichen oder Inte-
ressensgegensatzen ist. Dass jedes
Betriebsmitglied eine Stimme hat, muss klar
werden.

Die Verankerung der Forderungen der Arbeitgeber in den

Im ndchsten Satz dieser Vorbemerkung wird
dann deutlich, was als ,,antikapitalistisch“
gedeutet wird:

»Es wird teilweise suggeriert, Freihandel
und globaler Wettbewerb seien grund-
sdtzlich problembehaftet und miissten
durch staatliches Eingreifen ,,korrigiert*
werden. “21

Die Bundesregierung verwies in ihrer
Antwort auf die Anfrage der FDP- Fraktion im
Deutschen Bundestag, ob sich Bund und
Lander um eine ausgewogene Darstellung
Okonomischer Sachverhalte in Schulbiichern



bemiiht haben, auf das ,,Georg-Eckert-Insti- Wirtschaft und unternehmerischer

tut fiir internationale Schulbuchforschung.“ Tatigkeit.“22 Weiter heif3t es: ,,Eine grund-
Dieses Institut kommt nach einer sdtzlich ablehnende Haltung gegeniiber
umfassenden Studie anhand 150 deutscher, Unternehmertum und Marktwirtschaft kann
englischer und schwedischer Schulbiicher den Schulbiichern nicht attestiert werden.
aus den Jahren 1997 bis 2007 (librigens im

Weiterhin wird festgestellt: ,,Die Voran-

Auftrag der Initiative Neue Soziale Mark- nahme, Marktwirtschaft und Unternehmer-

twirtschaft) zu dem Schluss: tum wiirden dabei generell negativ

»Deutsche Schulbiicher zeichnen ein dargestellt, hat sich nicht bestatigt.

erstaunlich differenziertes Bild der

2.3 Die Diskussion bei den Kultusministern

Zu der Forderung nach einem eigenstandi- Zweifellos ist es so, dass die Stundentafel
gen Fach ,,Wirtschaft“, die als ,,Kern- nicht beliebig ausgeweitet werden kann,
forderung* bezeichnet werden kann, ist die was zwangsldufig dazu filhren miisste, dass
Haltung der Kultusministerkonferenz ein- andere Facher weniger unterrichtet werden
deutig. konnten. ,,Der Tag habe nur 24 Stunden.
So formulierte KMK-Prasident Tesch: Wenn man aber zusammenrechne, wer alles
noch ein eigenstdndiges Fach wolle, dann
»Wir haben in jeder Schule von der Grund- gebe es eben keinen Platz mehr in der Stun-

dentafel.“ 2% zitierte das Handelsblatt den
Wirtschaft in den Lehrplédnen verankert. KMK — Prisidenten.

schule bis zum Gymnasium das Thema

Moderner Unterricht ist auch dadurch

geprégt, dass fdcheriibergreifend Fragestel-

lungen die 6konomische Bildung auf- Schlie3lich bote sich auch 6kologische,
greifen.* 23 gesundheitliche oder philosophische Bil-
dung an- auch dies sind zweifelsohne

Dariiber hinaus muss gefragt werden, zu

welchen Lasten die Einrichtung eines Faches hdchst bedeutsame Aspekte der Allgemein-

»Wirtschaft“ erfolgen soll. Hier kann die bildung.
schlichte 6konomische Einsicht ,,nichts ist
umsonst* herangezogen werden: Was kostet

ein ,,Mehr an 6konomischer Bildung“?

22 simtliche Zitierungen des Instituts entstammen der Pressemeldung zur Studie ,,Unternehmertum und Wirtschaft in europdischen Schulbiichern*:
http://www.gei.de/index.php?id=743&L=0&print=1&no_cache=1&tx_ablinklist_pii[action]=&tx_ablinklist_pi1[uid]=&tx_ablinklist_pi1[category_uid]=&
tx_ttnews|[tt_news]=&tx_ttnews[cat]=&tx_ttnews[backPid]=&tx_ttnews[pointer]=

23 Handelsblatt Artikel: Handelsblatt Artikel: http://www.handelsblatt.com/unternehmen/karriere/wirtschaft-startet-bildungsoffensive; 2146048

24Handelsblatt Artikel: Handelsblatt Artikel: http://www.handelsblatt.com/unternehmen/karriere/wirtschaft-startet-bildungsoffensive;2146048






lll. Beispiele fiir Unterrichtsmaterialien aus dem

Arbeitgeberlager

Es gibt eine uniiberschaubare Menge an
Unterrichtsmaterialien, die zumeist kosten-
los zur Verfligung gestellt werden. Jede
Lehrkraft weif3, dass die Postfacher in den

Schulen im wahrsten Sinne des Wortes tiber-

laufen. Die wenigsten Materialien werden
von Lehrerinnen und Lehrer explizit bestellt.
Heinz-Peter Meidinger, Vorsitzender des
Deutschen Philologenverbandes bringt es
auf den Punkt, wenn er sagt, dass ,,wir
richtig zugeschiittet werden.“

Diese Materialien zeichnen sich dadurch
aus, dass sie in der Regel aufwendig und
ansprechend gestaltet sind.

Allerdings- und hier liegt der Kern des Prob-
lems- sind sie zum Teil sehr einseitig und

drohen das fiir Lern- und Meinungsbildungs-

prozesse wichtige Kontroversitdtsgebot zu
verletzen. So bemangelt Meidinger, dass es
keine Qualitdtskontrollen und keine klaren
Richtlinien der Ministerien fiir die Materi-
alien bzw. deren Nutzung gibt.

Im Folgenden wird anhand der Unterrichts-
materialien a) ,,Wirtschaftsordnung®, b)
,»Sozial gerechte Marktwirtschaft“ und c)
»Mitbestimmung in Deutschland“ skizziert,

wie wirtschaftsliberale Akteure sich Lernma-
terialien zur 6konomischen Bildung
vorstellen. An vielen Stellen sind sie durch
aggressive Angriffe auf gewerkschaftliche
Kernfelder gekennzeichnet.

3.1 Bei der Unterrichtseinheit
»Wirtschaftsordnung* handelt
es sich um Material, welches
kostenlos unter der Homepage
www.handelsblattmachtschu-
le.de bestellt werden kann. Her-
ausgegeben wird diese Unter-
richtseinheit von der Wirt-
schaftszeitung ,,Handelsblatt.
Konzipiert wurde dieses Unter-
richtsmaterial vom Institut fiir
O6konomische Bildung der Uni-
versitat Oldenburg.

In der Unterrichtseinheit heifit es zur Wirtschaftsordnung:

,Die 6konomische Uberlegenheit marktwirtschaftlicher Systeme ist im
Vergleich zu zentralverwaltungswirtschaftlichen auf nachdriickliche
Weise deutlich geworden. Die darf allerdings nicht dazu fiihren, die
ebenfalls offensichtlichen Probleme der Marktwirtschaft und damit die
Notwendigkeit der Weiterentwicklung zu iibersehen.“25

25 Kaminski, Hans, u.a. Unterrichtseinheit Wirtschaftsordnung, in: www.handelsblattmachtschule.de, S. 16




Interessant wadren an dieser Stelle die Fragen, ob diese Weiterentwicklung in mehr soziale Verantwortung oder mehr Wett-
bewerb gehen soll, wie soziale Ungleichheit behandelt wird und ob die Darstellung der Wirtschaftssubjekte die strukturel-
len Benachteiligungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer umfasst.

Einige Beispiele in welche Richtung die ,,Reform-Reise* gehen soll, liefert die Unterrichtseinheit - in Form einer Attacke
gegen den Sozialstaat - gleich mit.

So heifdt es:

»Der heutige Sozialstaat dient hdufig genug nicht den wirklich Bediirftigen, sondern jenen,
die sich im politischen Prozess besonders schlagkréftig Gehér verschaffen. Und er dient
jenen, die sich als Einrichtungen der sozialen Selbstverwaltung, als ,,Sozialpartner* oder als
Umverteilungsbiirokraten ldngst unersetzlich gemacht haben.“ (ebd. S. 76)

Weiter wird ausgefiihrt:

»Regulierungen des Arbeitsmarktes sorgen nicht fiir mehr Beschéftigung, sondern schiitzen

die Privilegierten Arbeitsplatzinhaber.“ (ebd. S.77)

In einem Zeitungsartikel vom ehemaligen Bundesbankprdsidenten Hans Tietmeyer, der im Handelsblatt erschien und Teil
dieser Unterrichtseinheit ist, heif3t es weiterhin:

»Der Sozialstaat ist aber bei uns im Laufe der Jahre zu einem Wohlfahrtsstaat geworden, der
die Menschen bevormundet, ihnen immer mehr Lasten aufbiirdet und immer weniger Gestal-
tungsmoglichkeiten ldsst.“ (ebd. S.83)

Auch ein bekannter Slogan aus der marktliberalen Ecke ist in der Unterrichtseinheit ,,Wirt-
schaftsordnung* nachzulesen:

»Sozial ist heute vor allem, was mehr Beschéftigung schafft.“

Problematisch erscheint nicht, dass pointierte marktradikale Positionen ausgewahlt wurden, sondern ihre Haufung, Aus-
schlieBlichkeit und Dominanz, die sie als alternativlos existierende Tatsachen erscheinen lassen.

Argumente aus anderen 6konomischen Konzeptionen oder Positionen aus den Gewerkschaften sucht man vergeblich.

So aber ist Urteilsbildung aus der Abwagung unterschiedlicher Ansichten nicht zu bewerkstelligen.



3.2 Die Unterrichtseinheit
»So0zial gerechte Marktwirt-
schaft® ist iiber die Homepa-
ge www.wirtschaftundschu-
le.de der ,Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft“ zu
beziehen. Im Lernziel der Ein-
heit heif}t es:

3.3 Auch die Unterrichtsein-
heit ,,Mitbestimmung in
Deutschland* ist iiber die
Homepage www.wirtschaf-
tundschule.de zu beziehen.
Herausgeber dieser Einheit ist
auch hier das arbeitgeberna-
he ,Institut der deutschen
Wirtschaft Kéln*“ und die Bun-
desarbeitsgemeinschaft
»Schule/Wirtschaft“.

»Der Lernende soll erfahren, dass eine Gesellschaft nicht gerecht geord-
net ist, wenn sie einem jeden méglichst das Gleiche zukommen l&dsst,
sondern wenn sie- jedenfalls bis zu einem gewissen Grad- Ungleiches
auch ungleich behandelt.“ Auch der dringende Umbau der Sozialsysteme
wird als Lernziel vorgegeben: ,,Der Sozialstaatsgedanke ist in der Bundes-
republik Deutschland in den letzten Jahrzehnten vielfach iiberstrapaziert
worden (...) und der Umbau der Sozialsysteme deshalb dringend notwen-
dig ist.“26

Ferner wird betont, ,,dass der Leistungsgedanke in der Gesellschaft wie-

der eine viel gréBere Rolle spielen muss.“ (ebd.)

Auf der ersten Seite sind die Lernziele des Unterrichtheftes beschrieben. So heifdt es
dort zum Thema ,,Mitbestimmung in Deutschland“:

,»Im ersten Kapitel werden die Rechtsgrundlagen der betrieblichen Mitbe-
stimmung und deren Umsetzung in die Praxis vermittelt. Dabei soll deut-
lich werden, dass die betriebliche Mitbestimmung sich immer da am
besten bewdéhrt, wo die Beteiligten nicht im Traum daran denken, Punkt
fiir Punkt die Paragraphen des Betriebsverfassungsgesetzes umzusetzen,
sondern wo sie vor allem den wirtschaftlichen Erfolg des Betriebs in den

Vordergrund riicken.“ 27

Weiter heifdt es:

»Im Unterschied zur betrieblichen Mitbestimmung gibt es bei der so
genannten Unternehmensmitbestimmung in Deutschland erheblichen
Reformbedarf. Im zweiten Kapitel wird geschildert, wie das deutsche
Modell der Mitbestimmung derzeit unter den Druck des internationalen
Standortwettbewerbs gerat. Die neuere Entwicklung in Europa erfordert

deshalb eine schnelle Anpassung an moderne Standards.“ (ebd.)

26 Schlaffke, Wilfried, Sozial gerechte Marktwirtschaft, in www.archiv.insm.de, S. 1

27 Larmann, W. / Niedenhoff, H.-U., Mitbestimmung in Deutschland, pdf, in: www.wirtschaftundschule.de, S. 1



Im Fazit zur betrieblichen Mitbestimmung heif3t es:

»Das Betriebsverfassungsgesetz hat sich in der bisherigen Fassung im
Grundsatz bewéhrt. Dies dndert aber nichts an der Tatsache, dass die Mit-
bestimmung fiir die deutsche Wirtschaft im internationalen Vergleich
erhebliche Belastungen mit sich bringt.“ (ebd. S. 7)

Ferner wird formuliert:

,Unbestritten ist auch, dass ideologisch eingestellte Betriebsréte (,,Was
fiir das Unternehmen gut ist, muss fiir die Arbeitnehmer schlecht sein*)
angesichts der vielféltigen Vorschriften und der komplizierten Rechtspre-
chung (...) durchaus in der Lage sind, Betriebsabldufe empfindlich zu
storen.“ (ebd. S. 9)

Dazu gibt es viele weitere Materialien, hier nur ein Auss-
chnitt an Titeln:

Aus der Analyse der Unterrichtsmaterialien der Arbeitgeber
und ihrer Verbande ergeben sich folgende Einschadtzungen:

B Die Wirtschaft erscheint wie selbstverstandlich in ihrer

B ,Schlanker Staat - Einfiihrung ins Thema*, INSM

»Schlanker Staat Il - Privatisierung 6ffentlicher

Unternehmen®, INSM

»Flexible Arbeitszeiten, flexible Lohne*, INSM
»De-Regulierung®, INSM

Allgemeinbildung®, Handelsblatt und Deutsche Bank
»,Handelswelten®, Metro-Gruppe

»Hoch im Kurs, Vermogensaufbau, Kapitalmarkt und
Investmentfonds“, Arbeitsgemeinschaft Jugend und Bil-
dung eV. und Bundesverband Investment und Asset

Management e.V.

privaten, gewinnwirtschaftlich und kapitalistisch organi-
sierten Form. Alternativen, wie etwa genossen-
schaftliches produzieren, erscheinen in aller Regel

nicht.

Die Okonomie wird betriebswirtschaftlich verengt
dargestellt. Das bedeutet konkret, dass volk-
swirtschaftliche, gesellschaftliche und 6kologische
Beziige zu kurz kommen. Als Leitbild wirtschaftlichen
Handelns erscheint der deregulierte Neoliberalismus.
Eine Dimension der Kritik bestehender Wirtschaftsmod-
elle, gar erst der ,,Kapitalismuskritik“, wird man verge-
blich suchen. Oft ist sie auf Akzeptanzprobleme

verengt, die abgebaut werden miissen.



B Sichtweisen der Arbeitnehmer/Innen
und ihrer Interessenvertretung wird weit-
gehend ausgeklammert, ihre Darstellung

ist einseitig oder verkiirzt.

B Festzustellen ist eine affirmative,
beschreibende Herangehensweise, die
im besten Fall funktional erklart, aber
nicht umfassend problematisiert und
damit Schiilerinnen und Schiilern die
Gelegenheit nimmt, urteilsfahig zu wer-
den und eigene Handlungs- und Gestal-

tungsoptionen zu entwickeln.

Die genannten Materialien werden im Unter-
richt eingesetzt — dariiber sollte man sich
bewusst sein. Vielleicht sollte man Josef
Kraus, Prasident des Deutschen Lehrerver-
bandes, folgen, der sagt, dass er sich ,,mehr
Askese“ bei der Verwendung dieser Materi-
alien wiinscht.






IV. Soziookonomische Bildung -

Vorstellung der Gewerkschaften

4.1 Grundsatze

In der Bundesrepublik ist es allgemeiner
Konsens, dass politische Bildung einen plu-
ralistischen Ansatz zu verfolgen hat, dass sie
unabhangig von wirtschaftlichen und politis-
chen Interessen ist, dass sie auf globale
Zukunftsaufgaben vorbereitet und zur
Stabilitat der Demokratie beitragt. Der ,,Beu-
telsbacher Konsens* hat 1976 mit den

Prinzipien ,,Uberwiltigungsverbot* ,, Kontro-
versitdt“ und Schiilerorientierung drei Mini-
malanforderungen an die didaktischen
Prinzipien der politischen Bildung for-
muliert, die auch nach mehr als dreifig
Jahren noch uneingeschrankte Giiltigkeit
besitzen.

Schiilerorientierung

Schiiler eingesetzt werden.

Der Beutelsbacher Konsens:
Uberwiltigungsverbot (auch: Indoktrinationsverbot):

Lehrende diirfen Schiilern nicht ihre Meinung aufzwingen, sondern sollen Schiilerinnen und Schiiler
in die Lage versetzen, sich mit Hilfe des Unterrichts eine eigenes Urteil bilden zu konnen. Dies ist
der Zielsetzung der politischen Bildung geschuldet, in den Schiilern miindige Biirger heranzubilden.

Kontroversitét (auch: Ausgewogenheit):

Diese Anforderung zielt ebenfalls darauf ab, den Schiilern im Unterricht freie Meinungsbildung zu
ermoglichen. Der Lehrende muss ein Thema kontrovers darstellen und diskutieren, wenn es in der
Offentlichkeit kontrovers erscheint. Seine eigene Meinung und seine politischen wie theoretischen
Standpunkte sind dabei fiir den Unterricht unerheblich und diirfen nicht zur Uberwiltigung der

Sie soll Schiiler in die Lage versetzen, die politische Situation der Gesellschaft und ihre eigene Posi-
tion zu analysieren und sich aktivam politischen Prozess zu beteiligen, indem sie nach Mitteln und

Wegen suchen, die vorgefundene politische Lage im Sinne seiner Interessen zu beeinflussen.




Eine 6konomische Bildung, die nach Vorstel-
lung der Arbeitgeber, auf reines Vermitteln
technischen Wissens beschrankt ist , Orien-
tierungen und Deutungsmuster unhinter-
fragbar macht und gesellschaftliche und
politische Zusammenhdnge ausblendet,
tragt nicht zu der Entwicklung einer kritisch-
reflexiven Handlungskompetenz und damit
zur Bildung von Urteilsfahigkeit von Schii-
lerinnen und Schiilern bei.

Okonomische Bildung hat die Aufgabe,
Schiilerinnen und Schiilern verschiedene
okonomische Theorien in ihren Aussagen,
Interessenbeziigen und Reichweiten
vorzustellen und sie zu eigenen Bewertun-
gen anzuleiten. Hierdurch wird
sichergestellt, dass Schiilerinnen und
Schiiler in einer von unterschiedlichen Inter-
essen geleiteten Gesellschaft eigene Stand-
punkte entwickeln kénnen. Okonomische
Bildung macht aber auch nur dann Sinn,
wenn sie in eine umfassende politische Bil-
dung eingebettet ist. In einem eigenstandi-
gen Fach ,,Wirtschaft” ist dies ebenso wenig
moglich wie in einer Konstruktion des Fach-
es ,,Politik / Wirtschaft“, das es in ver-
schiedenen Bundesldndern gibt, das beide
Bereich voneinander trennt und jeweils mit
den Methoden der dahinter liegenden wis-
senschaftlichen Disziplinen arbeitet. So wer-
den gesellschaftliche und 6konomische
Zusammenhange getrennt anstatt aufeinan-
der bezogen.

Fiir die Gewerkschaften ist es weiterhin
unerldsslich, dass innerhalb der 6konomis-
chen Bildung der Ubergang von der Schule
in Ausbildung und Beruf* thematisiert wird.
Der Bildungsbericht der Bundesregierung
(2008) nennt die Gestaltung der Uberginge
eine grof3e padagogische Herausforderung:

»Junge Menschen auf Ubergangsentschei-
dung gut vorzubereiten und sie bei der
Bewidltigung des eingeschlagenen Bil-
dungsweges pddagogisch zu begleiten und
zu unterstiitzen, ist auch eine wichtige
péddagogische Herausforderung an das Bil-
dungssystem und die dort Lehrenden.“ ,,Auf
diese Aufgaben miissen Lehrerinnen und
Lehrer sowie Ausbilder und Ausbilderinnen
gezielter als bisher vorbereitet werden.
Dazu reichen die iiblichen Qualifizierungs-
und FortbildungsmaBnahmen nicht aus.“ 28

Berufs- und Arbeitsweltorientierung meint
aber in diesem Sinne mehr als méglicher-
weise vorhandene Wissensdefizite und man-
gelnde soziale Kompetenzen bei Schiilerin-
nen und Schiiler auszugleichen. Es geht
auch um mehr als um Vermittlung ele-
mentarer Techniken der Bewerbung und des
Vorstellungsgesprachs — so bedeutsam
diese Inhalte auch sind. Im Kontext politi-
scher Bildung bedeutet Arbeitswelt- und
Berufsorientierung zudem, die Arbeitswelt in
ihren historischen und sozialen Dimensio-
nen darzustellen, die Moglichkeiten von
Mitwirkung und Mitbestimmung zu erortern

28 Autorengruppe Bildungsberichterstattung, Nationaler Bildungsbericht 2008, S. 153ff, in: www.bildungsbericht.de



und Schiilerinnen und Schiilern im Verstand-
nis des biografischen Lernens anzuregen,
eigene Berufs- und Qualifizierungswege
vorzubereiten.

Die Gewerkschaften gehen von einem inte-
grierten Verhaltnis von politischen und
okonomischen Sachverhalten aus und wer-
ben deshalb fiir ein sozio-6konomisches Ver-
standnis von politischer Bildung.

Sozio-6konomische Bildung bedeutet in
ihrem Verstandnis, dass 6konomische auch
immer politische Bildung ist und politische
Prozesse sich ohne ihre wirtschaftlichen Hin-
tergriinde nicht erschliefien lassen.

Die kritischen Anteile politischer Bildung
diirfen nicht dem affirmativen Konzept
wirtschaftlicher Betrachtungsweisen
geopfert werden. Es muss darum gehen,
Schiilerinnen und Schiilern die Verzahnung
von Wirtschaft und Politik begreiflich zu
machen. Dies schliet selbstverstandlich
ein, dass die Schiilerinnen und Schiiler ler-
nen, dass wirtschaftlicher Zusammenhange
durch politische Entscheidungen gestaltet
werden. Wirtschaft ist Teil eines gesell-
schaftlichen und sozialen Zusammenhangs,
deshalb muss immer diese Integration der
Themen gesucht werden. Sozio-6kono-
mische Bildung ist interdisziplinar und
praxisorientiert. Sie behandelt 6konomis-
che, soziale, ethische, 6kologische und

technische Zusammenhdnge von Arbeit und
Wirtschaft.

Sozio-6konomische Bildung geht von folgen-
den Sachverhalten aus:

B Erwerbsarbeit hat eine herausragende
Bedeutung fiir die Personlichkeitsent-
wicklung;

B Die Individuen besitzen im Rahmen einer
von Interessengegensatzen struktur-
ierten Wirtschafts- und Sozialordnung
individuelle und kollektive Handlungs-
und Mitbestimmungsmaoglichkeiten.

B Der/die Einzelne hat im Rahmen dieser
sozialen Strukturen nicht nur eine Objek-
tfunktion, sondern auch eine hohe
Eigenverantwortlichkeit, er oder sie kann
sich sachkundig und entlang seiner Inter-
essen und Bediirfnisse fiir die Verwirk-
lichung von Ausbildungs- oder Studien-

zielen einsetzen.;

B Das Wirtschafts- und Beschaftigungssys-
tems ist unter Beriicksichtigung von
nationalen und internationalen, sozialen
und 6kologischen Rahmenbedingungen
gestaltbar.

B Eigene Wertvorstellungen, Interessen
und Gesellschaftsbilder bediirfen der
standigen Reflexion.

B Wirtschaftliche und soziale Sachverhalte,
Positionen und Interessen lassen sich
erkennen und bewerten.



Bei der Vermittlung 6konomischer Zusam-
menhadnge muss verdeutlicht werden,
welche Ziele und Interessen in ,,der
Wirtschaft” wirksam sind. Dargestellt wer-
den soll, welche Krafte und soziale Gruppen
sich gegeniiberstehen, in welcher Weise
betriebliche und tarifliche Aushandlung-
sprozesse stattfinden und welchen Gesetz-
maBigkeiten die Okonomie folgt. Notwendig
ist es, aufzuzeigen, wo der Staat dem Markt
Grenzen setzen muss- und welche Wege
hierzu zur Verfiigung stehen und welche
Rolle Wirtschaftspolitik spielt. Es gibt Alter-
nativen im Kapitalismus und historische wie
aktuelle Alternativen zum Kapitalismus. Die
Produktion von Giitern und Dienstleistungen
ist nicht naturgesetzlich an Markt und Wett-
bewerb gebunden.

Unstrittig ist, dass die Verbraucherrolle the-
matisiert werden muss. Dazu gehoren auch
die Verbraucherrechte und die fiir Schiilerin-
nen und Schiiler nicht unwichtige Frage, ob
elementare kulturelle, soziale oder
sportliche Interessen nicht auch auBerhalb
kommerzieller Arenen befriedigt werden

kénnen.

Im Unterricht muss thematisiert werden, wie
sich die Arbeitswelt praktisch gestaltet. Ins-
besondere die Fragen nach den zu
erwartenden Anforderungen und die
Moglichkeiten der Mitwirkung und Mitbe-
stimmung sind aufzugreifen.

29 Nach Neumaier, Peter, unveroffentlichtes Arbeitspapier

Um den Schiilerinnen und Schiilern neue,
interessante und zukunftssichere Berufe
naher zu bringen, diirfen nicht nur formale
Qualifizierungswege aufgezeigt werden.
Thematisiert werden muss auch, wie eine
chancenreiche Lebens- und Berufswegpla-

nung vorgenommen werden kann.

Eine derartig verstandene sozio-6konomis-
che Bildung muss beriicksichtigen, dass die
Lerninhalte:

B Schiilerorientiert, d.h. entlang den indi-

viduellen Erfahrungen und Interessen der
Schiilerinnen und Schiiler vermittelt wer-
den;

B Aktualitatsorientiert konzipiert werden,

d. h. dass die gegenwartige Lebenswirk-
lichkeit zum Gegenstand des Unterrichts
gemacht werden;

B Realitdtsorientiert und nicht anhand

abstrakter Modelle ausgewahlt werden;

B Problemorientiert gestaltet werden, d. h.

gesellschaftliche Interessen und Positio-
nen anhand einer spezifischen Problem-
stellung erarbeitet, also kontroverse
Uberlegungen und zukunftsbezogene
Lésungsvorschldge im Unterricht einbe-
zogen werden.29



Interview mit Tom Beier,

4.2

Lehrkraft am Hessenkolleg Frankfurt am Main

- Tom Beier ist 49 Jahre, geboren im Ruhrgebiet
- Studium der Politikwissenschaft und Germanistik in Marburg
- Aufbaustudium "Pddagogik: Dritte Welt" und Spanisch in Frankfurt

o

- Schule: Hessenkolleg Frankfurt

- Unterrichtsfacher: WiSo, Deutsch, Spanisch
- GEW-Mitglied seit 1985
- Koordinator der Multiplikatoren Okonomische Bildung FrankfurtPddagogischer

Mitarbeiter an der Universitdt Frankfurt

Tom Beier,

Lehrkraft am Hessenkolleg und Pddago-
gischer Mitarbeiter der Uni Frankfurt

Frage: Welchen Stellenwert sollte die
Vermittlung 6konomischer Fragestel-
lungen an allgemeinbildenden
Schulen- ihrer Meinung nach- ein-

nehmen?

Tom Beier: Sie sollten auf jeden Fall
einen hdoheren Stellenwert haben, als
bisher, da es kaum ein politisches
oder soziales Problem mehr gibt, bei
dem nicht wirtschaftlicher Sachver-
stand und 6konomisches
Beurteilungsvermdgen notwendig
sind.

Frage: Mit welcher Absicht sollen
Schiilerinnen und Schiiler 6konomis-
che Sachverhalte erlernen?

Tom Beier: Jedenfalls nicht nur um
»Verbraucherinformationen® zu erwer-
ben. Viel wichtiger ist es doch, Urteils-
fahigkeit zu schulen, Einord-
nungsraster bereit zu stellen und
Bewertungskategorien zu entwickeln
um dadurch das Agieren der
wirtschaftlichen Akteure einordnen zu
konnen und dazu begriindet Stellung

zu nehmen.

Frage: Inwieweit hat sich der Stellen-
wert 6konomischer Fragestellungen in
den letzten Jahren (zu welchen Lasten)
verdndert und welche inhaltlichen
Schwerpunkte stehen besonders im
Vordergrund?

Tom Beier: Im Politikunterricht hat
sich der Stellenwert 6konomischer Bil-
dung deutlich erhoht. Hier in Hessen
wurde das Fach in ,,Politik und
Wirtschaft“ umbenannt. Und dies -
was man so hort - auf ausdriicklichen
Wunsch und auf Druck ,,der
Wirtschaft“. Dies geht auf Kosten sozi-
ologischer, aber auch psychologisch-
padagogischer



Fragestellungen. Im Vordergrund ste-
hen Themen wie Markt und (Soziale)
Marktwirtschaft, Okologie und
Okonomie, Geldpolitik und Global-
isierung. Bei der Behandlung der
Globalisierung gibt es klar eine
okonomische Verkiirzung, d.h. The-
men wie soziale oder kulturelle Glob-
alisierung werden, wenn iiberhaupt,
nur gestreift.

Frage: Welche Kompetenzen sollen
die Schiilerinnen und Schiiler dabei
erwerben und durch welche Methoden
soll dieser Kompetenzerwerb erreicht
werden?

Tom Beier: Eine zentrale Frage, aber
gar nicht so einfach zu beantworten.
In dem Bereich, in dem ich unter-
richte, gibt es schon seit einigen
Jahren einen Entwurf fiir Bildungsstan-
dards inklusive Formulierung der Kom-
petenzen. Die wurden aber nie umge-
setzt. weil man in einem so kleinen
Bereich nicht vorpreschen wollte und
Nun setzt man auf nationale Bildungs-
standards setzt. Damals wurde zwis-
chen soziokulturellen und instru-
mentellen Kompetenzen unter-
schieden. Bisweilen kommt einem das
wie die guten alten Lernziele vor,
mitunter wurden auch arge
rhetorische Verrenkungen gemacht.
Etwa wenn fiir den Abiturjahrgang for-
muliert wurde: ,,Die Schiilerin / der

Schiiler kann in der Regel weitgehend
selbststandig anhand exemplarischer
Fokussierungen Paradoxien von
Beschleunigungs- und Wachstum-
sprozessen in moderne Gesellschaften
erortern.“ Wohl dem, der weif3, was
damit gemeint ist. Da war ,,Die Schii-
lerin / der Schiiler kann in der Regel
weitgehend selbststdndig anhand
exemplarischer Fokussierungen Alter-
nativen und Gegenkonzepte zur Glob-
alisierung diskutieren“ schon brauch-
barer. Grundsatzlich halte ich die
Kompetenzorientierung aber schon fiir
sinnvoll, da man versucht, das Erre-
ichte in einem bestimmten Lernstadi-
um zu messen, statt hehre Ziele zu
formulieren. Zentrale Kompetenzen
scheinen mir neben der Fertigkeit zu
beschreiben und zu untersuchen die
Fahigkeit zu erkldren, zu bewerten
und zu diskutieren (auch schriftlich!)
zu sein. Instrumentell ist es sicher
wichtig recherchieren, visualisieren

und prasentieren zu kdnnen.

Methodisch sollte man einen
schiilerorientierten, offenen Unterricht
anstreben, in den die Schiiler viel in
Form von Teamarbeit, mit
Rechercheauftridgen (im Internet),
organisierten Debatten, Szenario-
Technik bzw. Zukunftswerkstatt sowie
Kurzreferaten eingebunden sind. Ger-
ade bei der Vielzahl der angebotenen
Medien im Bereich der 6konomischen

Bildung ist die gute alte Ideologiekri-
tik und die Medienanalyse ebenfalls
unverzichtbar: Von wem ist diese
Broschiire, dieser Film? Welche Inter-
essen werden vertreten? Woran sieht
man das? Kénnte man auch anders
argumentieren? Etc. Schliefilich ist
auch ein Lehrervortrag oder eine Text-
analyse immer wieder sinnvoll.

Frage: Werden Ihnen und ihren Kolle-
gen/Innen Unterrichtsmaterialien aus
der Wirtschaft zur Verfiigung gestellt?

Tom Beier: Ja, wir haben einige
Zeitschriften abonniert, etwa eine
Broschiire der IHK Hessen oder die
»SchulBank®, ein monatlicher Infor-
mationsdienst vom Bundesverband
deutscher Banken.

Frage: Nutzen Sie persénlich fiir ihren
Unterricht die Materialien der
Wirtschaft oder ihrer Verbdnde?

Tom Beier: Ja, zum Teil. Ich hoffe,
damit souveran umgehen zu kdnnen
und weise meine Schiiler auch immer
mal wieder auf Ideologieversatzstiicke
hin. So etwa, wenn in dem SchulBank-
Ordner ,,Materialien fiir den Unter-
richt“ Wahrungsreformen als durch-
weg negativ, Wahrungsunionen am
Beispiel der EU als durchweg positiv



dargestellt werden. Andererseits
enthalt gerade dieser Ordner eine
Fiille von schnell einsetzbaren (Das ist
fiir Lehrer im Alltagsgeschaft oft
entscheidend!), differenzierten Materi-
alien von Wirtschaftsordnung bis
Globalisierung. Manchmal holzschnit-
tartig, aber durchaus auch kontrovers
angelegt. Gefdhrlicher sind da schon
die Publikationen der ,,Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft“, die auch oft
liberal daherkommen, im Grunde aber
nur neoliberal sind. Da ist es Schiilern
auch schwer zu vermitteln, dass ,,neu“
nicht immer gut, sondern eben ,,neo*
ist und dass Herr Sinn anderes im
Sinn hat als Herr Bofinger. Das haupt-
sdachliche Problem an den Materialien,
die direkt aus der Wirtschaft kommen,
ist, dass man es ihnen nicht ansieht
und dass sie mit ihrem grof3en Wer-
beetat Materialien kostengiinstig oder
gar kostenlos in die Schulen rein-
driicken.

Frage: Gibt es neben den Unterrichts-
materialien weitere Kooperationen
zwischen ihrer Schule und der
wWirtschaft“ (z. B. Praktikumsvermit-
tlung, finanzielle Unterstiitzung, Plan-
spiele etc.)?

Tom Beier: Nein, {iberhaupt nicht.

Frage: Haben sie in ihrem Unterricht
Materialien der Gewerkschaften
genutzt?

Tom Beier: Ja, ich nutze zwei hervorra-
gende Unterrichtseinheiten von 1G-
Metall und GEW zu Europa und zur
Globalisierung. Diese sind profes-
sionell gemacht und schnell einsetz-
bar. Eigentlich fehlen hier noch Ein-
heiten zu den Themen Wirtschaftsord-
nungen und
Finanzmarkte/Finanzkrise. AuBerdem
haben wir an der Schule auch gew-
erkschafts(-nahe) Zeitschriften wie
»Mitbestimmung*, Bockler-Impuls,
WSI-Mitteilungen oder Metallzeitung
abonniert, die ich regelmafig fiir den
Unterricht auswerte.

Frage: Gibt es eine Zusammenarbeit
zwischen lhrer Schule und den
ortlichen Gewerkschaften oder
betrieblichen
Interessenvertretern/Innen? Welche?

Tom Beier: Eine konkrete, direkte
Zusammenarbeit gibt es kaum. Einmal
haben wir einen Betriebsratsvertreter
von Opel Riisselsheim an unserer
Schule gehabt, weil wir nicht immer
nur die Selbstdarstellung des
Unternehmens bei der gefiihrten
Werkstour haben wollten.

Frage: Falls es bisher keine Koopera-
tion gibt, woran liegt dies und wo kén-
nten sie sich Ankniipfungspunkte
zwischen ihrer Schule und den Gew-
erkschaften vorstellen?

Tom Beier: Ich denke, so etwas muss
wachsen und an konkreten Ankniip-
fungspunkten beginnen — wie etwa
bei Opel. Dann miisste vielleicht auch
die Gewerkschaft bzw. Inter-
essensvertretung von sich aus auf uns
zukommen und fragen: Wann kommt
ihr wieder zu Opel?



4.3

Marianne Demmer

Geschdftsfiihrendes Vor-
standsmitglied der GEW

Marianne Demmer, 63
Jahre, ist von Beruf Lehre-
rin. Sie war bis 1997 aktiv
im Schuldienst tdtig und
hat in Grund-, Haupt- und
Sonderschulen fiir Lern-
behinderte unterrichtet.
Seit 1997 ist sie gewdhl-
tes Mitglied des
Geschdftsfiihrenden Bun-
desvorstands der Gewerk-
schaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) und fiir
den Bereich allgemein bil-
dende Schulen zustdndig.
Seit 2005 ist Marianne
Demmer stellvertretende
GEW- Vorsitzende.

Schiilerfirmen sind "in". Sie sind ein mod-
ernes padagogisches Mittel der sozio-
o6konomischen Bildung. In Schiilerfirmen
macht Lernen Spaf3. Sie sind projektorien-
tiert, sie haben einen deutlichen Praxis-
bezug und fordern selbststandiges Lernen.

Nicht uneingeschrankt, aber wenn folgendes
beachtet wird, kdnnen sie sinnvoll sein:

Die Inhalte und Zielsetzungen von Schiiler-
firmen miissen im Ubereinklang mit den all-
gemeinen Bildungszielen stehen. Das heif3t,
auch Schiilerfirmen miissen einer pada-
gogischen Logik und nicht etwa der
Wirtschaftslogik folgen. Dass man auf
diesen an sich selbstverstandlichen Grund-
satz iberhaupt hinweisen muss, kennzeich-
net auch schon das Problem: Die Interessen-
verbande der Wirtschaft versuchen derzeit,
auf so gut wie alle Bereiche des
gesellschaftlichen Lebens bestimmenden
Einfluss zu gewinnen und besonders auch
auf die Bildung. Die Okonomisierung des
Bildungsbereichs fiihrt dazu,

- dass Schiilerlnnen als Humanressource
gelten und nur nach ihrer 6konomischen
Verwertbarkeit eingestuft werden,

30 Beitrag von Marianne Demmer, Vorstandsmitglied der GEW, aus: www.transfer-21.de

Kein Ubungsfeld fiir Ellbogenmentalitit - Schiilerfirmen aus gewerkschaftlicher Sicht 30

dass Bildung zur handelbaren Ware wer-
den und nicht mehr Menschenrecht und
allgemeines Gut sein soll,

dass Bildungseinrichtungen wie ein
Betrieb gefiihrt werden und so auf eine
mogliche Privatisierung und Kommerzial-

isierung vorbereitet werden sollen,

dass Schulleiterinnen auf ihre Manage-
mentaufgaben reduziert werden.

In diesem Szenario hatten Schiilerfirmen die
Funktion, bei der reibungslosen Integration
und Anpassung der jungen Generation in
das bestehende Wirtschaftssystem

mitzuwirken.

Damit rechtzeitig Gegenkrafte entwickelt
werden, ist es wichtig an folgendes zu erin-
nern: Allgemeinbildende Schulen sind Teil
des gesamten Lebens junger Menschen. Sie
sind keine Anhdngsel des Wirtschafts-
prozesses und dienen auch nicht einzig der
Vorbereitung auf das Erwerbsleben. lhnen
darf nicht vorrangig eine Integrations- und
Anpassungsfunktion an das bestehende
Wirtschaftssystem zu-gewiesen werden.
Vielmehr miissen die allgemeinen humanen
und zivilisatorischen Wertvorstellungen
Bezugspunkt bleiben. Es ist z.B. ein ziem-
liches Unding, wenn das deutsche Aktienin-
stitut Schiilerfirmen als Hebel benutzen will,



um die junge Generation zu einer Generation
von (Klein-)Aktiondren zu machen. Es wider-
sprache dem Bildungsauftrag der Schulen
fundamental, wenn in Schulen unkritisch fiir
den Kauf von Aktien geworben wiirde. Der
Bildungsauftrag der Schulen verlangt, dass
die Positiva und Negativa, also auch die
Risiken und Nebenwirkungen etwa einer
Alterssicherung auf Aktienbasis Gegenstand
des Unterrichts sind.

Schulen und folglich auch Schiilerfirmen
sind dazu da, jungen Menschen ein selbst-
standiges und selbstbestimmtes Leben zu
ermdglichen, damit sie fiir sich selbst und
andere Verantwortung {ibernehmen und an
der Entwicklung der gesellschaftlichen
Belange kritisch, reflektiert und konstruktiv
mitarbeiten kdnnen. Ein solchermafien
humanes Menschenbild darf nicht durch das
Leitbild eines noch so zeitgemdfRen homo

oeconomicus ersetzt werden.

Plakativ gesprochen heif3t das: In Schiilerfir-
men soll man lernen kdnnen, wie die
Wirtschafts-Welt ist, aber auch, wie man sie
verbessern, wie man sie humanisieren und
zivilisieren kann. Schiilerfirmen diirfen fol-
glich nicht dazu missbraucht werden, die
Schule zum Ubungsfeld fiir Ellbogenmentali-
tat zu machen, und auf das unhinterfragte
Denken in den Kategorien der Gewinnmaxi-
mierung und des shareholder value vorzu-
bereiten. (....)

Schiilerfirmen haben u.a. die Funktion, jun-
gen Leuten ein Erprobungsfeld fiir eine selb-
ststandige berufliche Existenz zu bieten.
Berufliche Selbststandigkeit gilt sowohl als
wirksame Manahme gegen Arbeitslosigkeit
wie als wirkungsvolles und flexibles Instru-
ment fiir wirtschaftliche Innovationen. Der
Griindungsboom der Start-up-Unternehmen
in der IT-Branche ist in den vergangenen
Jahren geradezu zum Symbol fiir
wirtschaftliche Innovation und Dynamik
geworden. Gleichzeitig macht die anhal-
tende Rezession an der Borse, der Zusam-
menbruch vieler dieser jungen Unternehmen
deutlich, wie labil und risikoreich diese Form
der beruflichen Tatigkeit sein kann. Schiiler-
firmen miissen also einen Einblick geben in
die Licht- und Schattenseiten einer solchen
Existenz. Sie miissen Orientierungswissen
und die Fahigkeit zur realistischen Selbst-
einschatzung im Hinblick auf die spatere
Berufswahl und Lebensplanung
ermdglichen. Personliche Tiichtigkeit ist -
wie wir alle wissen - leider kein sicherer
Schutz vor Arbeitslosigkeit. Die Erziehung zu
(wirtschaftlich) selbststandigem Handeln
muss dabei unterschiedslos fiir alle Mad-
chen und Jungen gelten.

Erprobungsfeld fiir
eine selbststandige
berufliche Existenz



Wirtschafts und
Demokratie

In Schiilerfirmen lassen sich demokratische
Strukturen auch in wirtschaftlichen
Entscheidungsprozessen ausprobieren.
Nach wie vor ist die reale Wirtschaft
bekanntlich ein Bereich, in dem hierarchi-
sche und oligarchische Leitungsstrukturen
dominieren. In der Regel hort die
Demokratie "am Werkstor" auf. Missmana-
gement bis hin zu wirtschaftskriminellen
Machenschaften wie z.B. die bewusste
Irrefiihrung von Offentlichkeit und
Aktiondren ziehen in der Regel keinerlei
Sanktionen fiir die Verantwortlichen nach
sich. Schiilerfirmen sollten hingegen so
konzipiert sein, dass die Bereitschaft wach-
sen kann, die eigenen Fahigkeiten und Ta-
lente fiir sich selbst und andere moglichst
nutzbringend (nicht notwendig gleichzuset-
zen mit gewinnbringend) einzusetzen und
Solidaritdt zu tiben. In Schiilerfirmen sollten
Entscheidungen grundsatzlich demokratisch
getroffen und gemeinsam verantwortet wer-
den. Jede Schiilerfirma sollte diese Grund-
sdtze in einer Firmensatzung festlegen.

Soziale und dkologische
Vertraglichkeit

Schiilerfirmen sollten bei der Art der Pro-
duktion der Ware oder Dienstleistung auf
soziale und 6kologische Vertraglichkeit ach-
ten und nur solche Dienstleistungen und
Waren anbieten, die z.B. den Grundséatzen
von Agenda 21 entsprechen. In Schiilerfir-
men kann sich ein Verstdandnis dafiir
entwickeln, dass das (historisch gewordene)
Wirtschaftssystem dazu da ist, das

materielle Uberleben der gesamten Welt-
Gesellschaft moglichst gut und gerecht zu
organisieren, weshalb es auch notwendig
werden kann, ein Wirtschaftssystem weiter
zu entwickeln, wenn die grundlegenden
Belange nicht mehr gesichert sind. Die
Proteste in Genua anldsslich des G8-Gipfels
haben gezeigt, dass viele junge Menschen in
der neoliberalen Globalisierung der
Wirtschaft eine schwerwiegende Gefahr fiir
die 6kologische und soziale Zukunft unseres
Planeten sehen. Arbeitslosigkeit, 6kologis-
che Katastrophen, die zunehmende
gesellschaftliche Spaltung in Arme und
Reiche, sowohl auf nationaler Ebene wie vor
allem auch international, sollten Anlass
sein, die Grundsdtze von Agenda 21 in die
Firmensatzung aufzunehmen.

Zukunftstrends vorwegnehmen

Schiilerfirmen sollten sich nicht an
kurzfristigen oder einseitigen Interessen des
Arbeits- oder Kapitalmarktes orientieren. Bil-
dungsprozesse sind auf Langfristigkeit und
Nachhaltigkeit angelegt. Es macht wenig
Sinn, wenn nun allerorts Schiilerfirmen
entstehen, die Homepages herstellen und
"irgend etwas" mit Computern machen
wollen. Schiilerfirmen kdnnten Zukunft-
strends vorwegnehmen. Zukunftsforscher
gehen z.B. davon aus, dass die Boom-
branchen der Zukunft in den Bereichen Bil-
dung sowie physische und psychische
Gesundheit liegen.



Non-Profit- Sollen Schiiler-
firmen gewin-

Unternehmen en s
norientiert

(,,Helfen ist geil®)

arbeiten - und
wenn ja - was
geschieht mit den Gewinnen? Geht aller
Uberschuss in Gemeinschaftsprojekte wie
Klassenfahrten und Investitionen oder wird
das Geld fiir gute Zwecke gespendet?
Bekommen die Firmenbetreiber eine
Aufwandsentschddigung? Und wie wiirde
dann ein "gerechter Lohn" ermittelt? Auch
solche Fragen wéren in der Firmensatzung
zu klaren. "Eigentum verpflichtet" - diese
Maxime unseres Grundgesetzes sollte dabei
als Richtschnur dienen. Ich spreche mich
dafiir aus, Schiilerfirmen grundsétzlich als
Non-Profit-Unternehmen zu betreiben mit
einem gemeinniitzigen Firmenzweck. Nie-
mand soll sagen, das mache weniger Spaf}
und man konne weniger {iber das "richtige"
Wirtschaftsleben lernen. "Helfen ist geil",
sagte mir unldangst eine junge Frau, die in
einer Schiilerfirma mitarbeitet, die
"gesunde" Hautpflegemittel herstellt und zu
einem "total coolen Preis" verkauft, um mit
den Uberschiissen ein Schulprojekt in Mitte-
lamerika zu unterstiitzen.

AbschlieRend noch folgender Hinweis: Spannende
Schiilerfirmen sind eine besondere Form des  Prpjekte in vie-
projektbezogenen Lernens. Sie beziehen len Bereichen
ihre Impulse aus der Logik des Wirtschafts-

und Beschaftigungssystems. Menschliche

Arbeit als eine fundamentale Kategorie all-

gemeiner Bildung weist jedoch weit {iber das

Wirtschafts- und Beschaftigungssystem hin-

aus. Ein moderner, erweiterter Arbeitshegriff

schliefit neben Erwerbstatigkeit auch Fami-

lien-, Pflege- und Eigenarbeit,

gesellschaftliche Arbeit und Lernarbeit ein.

Jeder junge Mann und jede junge Frau

braucht einen Zugang zu allen diesen

Arbeitsformen, um die eigene berufliche und

private Biografie “managen” zu kénnen. Es

ist also an der Zeit, auch fiir diese leben-

snotwendigen Fahigkeiten vielfdltige Projek-

te zu entwickeln, die so spannend sind und

so viel Spafl machen wie es Schiilerfirmen

tun.



4.4 Perspektiven der weiteren Arbeit

Niemandem ist gleichgiiltig, was Schiilerinnen und Schiiler
lernen. Dies gilt insbesondere fiir die Facher, die darauf
abzielen, mit den jungen Menschen eine Orientierung fiir
lebens- und arbeitsweltliche Perspektiven zu entwickeln und
die demzufolge nicht nur die Urteilsfahigkeit in sozialen und
okonomischen Fragen, sondern auch die Chancen und Risi-
ken fiir diese individuellen Wege, aber auch ein Wissen und
eine Neugier fiir alternative gesellschaftliche Entwicklungs-
pfade herausbilden sollen.

Diese Broschiire hat zum Ziel, auf eine
besonders akzentuierte Form der Ein-
flussnahme durch machtige Verbande und
wirtschaftliche Interessengruppen
hinzuweisen, indem sie versuchen, den Deu-
tungshorizont wirtschaftlicher und
gesellschaftlicher Themen einzuschranken.

In der Broschiire wird diese Einflussnahme
auf den Unterricht mit anderen Prozessen
der Privatisierung von Bildung im schuli-
schen Bereich in Verbindung gebracht. Denn
tatsdchlich gibt es einen Zusammenhang
zwischen der einseitigen Darstellung
wirtschaftlicher Prozesse und einer Sicht auf
Wirtschaft und Gesellschaft, die von Uber-
legungen der ,,Entstaatlichung® bzw. ,,Pri-
vatisierung* gepragt ist.

Obwohl in den sog. Fachkreisen sehr inten-
siv iiber diese Art der Einflussnahme disku-
tiert wird, ist sie in breiten Teilen der

Gesellschaft und in den Gewerkschaften
bisher nicht bekannt und wird demzufolge
auch nicht als Problem erkannt.

Gerade Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter sollten aber um diese Konflikte wis-
sen, sei es, dass sie sich um die Unter-
richtsinhalte ihrer Kinder sorgen, weil sie als
Elternvertreter in den schulischen Gremien
mitwirken oder weil sie als Interessen-
vertreterinnen in den Betrieben unmittelbar
betroffen sind {iber die Art und Weise wie
Fragen der Mitwirkung und Mitbestimmung,
der soziale Sicherheit oder anderer
wichtiger Fragen der Arbeitswelt in den
angebotenen Materialien der Arbeitgeber
und ihrer Verbdnde dargestellt werden.

Die IG Metall wird diese Entwicklungen sehr
genau beobachten und versuchen auf den
unterschiedlichen Ebenen Einfluss zu
nehmen, dass Schulbildung 6ffentliches Gut
bleibt, dass sie eine bestimmte Qualitat hat
und dass sie Bildungschancen unabhdngig
der sozialen Herkunft eréffnet.

Daher fordert sie ,,Eine gute Schule fiir Alle*
und engagiert sich in der vom DGB koordi-
nierten Initiative ,,Schule und Arbeitswelt“.



Fiinf Handlungsebenen
stehen im Mittelpunkt:

B Angesichts des Ubergewichts an

Unterrichtsmaterialien durch die Arbeit-
geber und ihre Verbdnde ist es uner-
ldsslich, dass auch die Gewerkschaften
zu den ihnen wichtigen Themen und
Inhalten Stellung nehmen und Materi-
alien fiir den Unterricht anbieten. Die IG
Metall hat dazu eine regelmafiig aktual-
isierte Ubersicht der fiir die Schulen rele-
vanten Materialen erstellt.

In der Lehrerfortbildung miissen sich die
Gewerkschaften und die betrieblichen
Interessenvertreter ebenso als
Gesprdchspartner anbieten wie es
andere Verbande auch tun. Gemeinsam
mit der GEW fiihrt die IG Metall seit eini-
gen Jahren sehr erfolgreich Fortbil-
dungsveranstaltungen zu unter-
schiedlichen Themen aus der Arbeitswelt
durch.

Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter unterstiitzen Unterricht -
Schulen suchen den Kontakt zu Gewerk-
schaften. Eine Reihe von Kolleginnen und
Kollegen gehen ehrenamtlich an Schulen

und fiihren Unterrichtseinheiten zu den
Themen ,,Gewerkschaften®, Berufsausbil-
dung®, ,,Rechtsradikalismus* u.a.m.
durch. Andere stellen sich als Mentorin-
nen und Mentoren zur Verfiigung, um
Schiilerinnen und Schiiler auf dem Weg
von der Schule in die Ausbildung zu
unterstitzen.

In der Schulpolitik geht es darum, die
,»Eine gute Schule fiir Alle“ durchzuset-
zen. Gerade, weil wir die Bildungschan-
cen der Kinder unser Mitglieder im Sinn
haben, miissen wir uns fiir ein Schulsys-
tem einsetzen, das gerecht ist, das
durchldssig ist und das die Kinder auch
gut auf Ausbildung, Beruf und
Arbeitswelt vorbereitet.

Die Gewerkschaften unterstiitzen und
begleiten Veranstaltungen und Aktivi-
taten zu Schul- und Bildungspolitik vor
Ort. In vielen Bundeslandern sind derzeit
Reformbestrebungen im Schul- und Bil-
dungssystem zu beobachten. Uber die
Maoglichkeiten und Grenzen dieser Bewe-
gungen muss gesprochen werden. Hier-
fiir bieten die Gewerkschaften unter-
stiitzend aktuelle Materialien und Infor-
mationen an. Sie helfen bei der Organi-
sation von Veranstaltungen sowie bei der
Auswahl von Referentinnen und Diskus-
sionspartnerlnnen.
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5.3 Hinweis auf die Initiative ,,Schule und Arbeitswelt*

Initiative | Schule Arbeitswelt
Die Gewerkschaften informieren Diese Themen werden im Unterricht der all-
o u.a. iiber gemeinbildenden Schulen immer noch zu
& = v 2 wenig beriicksichtigt.

) ) Die Initiative ,,Schule und
B gezielte Berufsvorbereitung

Arbeitswelt*
B Zusammenhdnge von Berufs- und Leben-
splanung
Die Initiative wurde 2002 gegriindet. In ihr
B Facetten des Arbeitslebens engagieren sich die Gewerkschaften 1G BCE,
B Internationalisierung und Globalisierung SEWI,)IGGBMetall und ver.di unter dem Dach
es .

- . .
Arbeitsbedingungen und Entlohnung Ziel der Initiative ist es, die organisa-

B Wahrung und Férderung von Arbeit- torischen Voraussetzungen fiir eine Zusam-
nehmerrechten menarbeit aller am Schulleben Beteiligten zu
schaffen (Arbeitskreise ,,Schule und
W Interessenvertretung und Mitbestimmung Arbeitswelt“) und regionale Projekte zu initi-
ieren, zu unterstiitzen und ihre Ergebnisse

allen Interessierten zur Verfligung zu stellen.

Berufsvorbereitung Unterrichtseinheiten und

Eltern wollen, dass ihre Kinder besser auf Unterrichtsmaterial
die Berufs- und Lebenswelt vorbereitet wer- Im Unterricht werden aktuelle Fragen zur

den. Sie brauchen konkrete Unterstiitzung Arbeitswelt nur unzureichend behandelt

bei der gezielten Berufsvorbereitung ihrer
Kinder.

oder immer hdufiger von den Interessen der
Wirtschaft dominiert. Gewerkschaften
wollen einen objektiven Blick ermoglichen
und Interessen von Arbeitnehmerlnnen
starker in den Mittelpunkt riicken.



Betriebserkundung und Deshalb bieten Gewerkschaften Fortbil-
dungsveranstaltungen u.a. zu den Themen

Betriebpraktikum
Wirtschaftskrise und ihre Auswirkungen, Ta-

Lehrplédne sehen fiir Schiilerinnen und rifpolitik und Globalisierung an.
Schiiler Betriebserkundungen und

Betriebpraktika vor. Hierfiir bietet die Initia-

tive in Kooperation mit betrieblichen Interes- Veranstaltungen zu Schul- und
senvertreterinnen fiir Lehrkrafte und Schi- Bildungspolitik

lerinnen Unterstiitzung an.
Fragen zu Schul- und Bildungspolitik spielen

derzeit in allen Bundesldndern eine wichtige
Rolle. Die Initiative kampft fiir eine gute
Schule fiir alle und fiir echte Chancengleich-

Lehrerinnenfortbildung
heit. Hierfiir bieten die Gewerkschaften

Lehrerinnen und Lehrer werden in ihrer Aus-  5ktyelle Materialien an. Sie helfen bei der

bildung kaum auf die sich schnell verdn- Organisation von Veranstaltungen sowie bei
dernde Arbeitswelt und den sich daraus der Auswahl von Referentinnen und Diskus-
ergebene Anforderungen vorbereitet. sionspartnerinnen.

Gewerkschaften in den Schulen

Schule ist eine der wichtigsten Einrichtungen in unserer Gesellschaft. Sie bestimmt iiber die
Personlichkeitsentwicklung, spatere Lebenswege sowie iliber gesellschaftliche und politi-
sche Teilhabe junger Menschen.

Schule ist kein in sich abgeschlossener Raum, sie ist Teil der Gesellschaft. Die Anforderun-
gen, die wir an Schule stellen, kénnen nur dann erfiillt werden, wenn die Gesellschaft Ver-
antwortung fiir die Gestaltung einer guten Schule {ibernimmt und sich Schule fiir die Gesell-
schaft offnet.

Die Gewerkschaften nehmen ihre gesellschaftliche Verantwortung wahr. Sie engagieren sich
vielfdltig im Schulbereich. Damit tragen sie zur Gestaltung einer gerechten, auf die Zukunft
ausgerichteten, demokratischen Gesellschaft bei. Dabei setzten sie auf die Zusammenarbeit
mit Lehrkraften, Eltern und Schiilervertreterlnnen und betrieblichen Interessensvertreterin-
nen.




Ansprechpartner

Jeanette Klauza
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)

Abteilung Bildungspolitik und Bildungsarbeit
Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin

Tel.: 030/24060 648

jeanette.klauza@dgb.de

Martina Schmerr

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt/Main

Tel.: 069/78973 322

martina.schmerr@gew.de

Bernd KaBebaum

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Wilhelm-Leuschner-Str. 79, 60329 Frankfurt/Main
Tel.: 069/669 32 414

bernd.kassebaum@igmetall.de

Gunther Steffens

Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Tel.: 030/6956 2840
gunther.steffens@verdi.de

Oliver Venzke

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie,
Energie (IG BCE)

Konigsworther Platz 6, 30167 Hannover
Tel.: 0511/7631 158

oliver.venzke@igbce.de



Produkt-Nr.: 21086-33189




	Inhalt
	Vorwort
	I. Ökonomisierung des Bildungswesens
	1.2 Tätigkeitsfelder der Wirtschaft im Bildungswesen
	1.3 Vom Neben- zum Hauptdarsteller - die Rolle der Unternehmen und ihrer Verbände

	II. Positionen der Arbeitgeber zur ökonomischen Bildung
	2.1 Das "Sechs Punkte Programm" von BDA und BDI (Bildungsagenda Schule)
	2.2 Die Verankerung der Forderungen der Arbeitseber in den parlamentarischen Gremien
	2.3 Die Diskussion bei den Kultusministern

	III. Beispiele für Unterrichtsmaterialien aus dem Arbeitgeberlager
	3.1 "Wirtschaftsordnung"...
	3.2 "Sozial gerechte Marktwirtschaft"...
	3.3 "Mitbestimmung in Deutschland"...

	IV.  Sozioökonomische Bildung - Vorstellung der Gewerkschaften
	4.1 Grundsätze
	4.2 Interview mit Tom Beier
	4.3 Marianne Demmer: Kein Übungsfeld für Ellbogenmentalität - Schülerfirmen aus gewerkschaftslicher Sicht
	4.4 Perspektiven der weiteren Arbeit

	V. Anhang
	5.1 Literaturliste
	5.2 Linkliste
	5.3 Hinweise auf die Initiative "Schule und Arbeitswelt"




